Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2046 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. August 1960 

3 — 22113 — 4078/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 222. Sitzung am 15. Juli 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck’. Bonner Universitäis-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Cioelhestrciße 54, Tel, 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296) und 
des § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung des 
Bundesverwaltungsamtes vom 28. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 829) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In der Übersicht werden in Abschnitt II Unter- 
abschnitt 2 hinter dem Wort „Unterbringung" 
die Zahl „19" eingefügt und die Titel a bis e 
gestrichen. 

2. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe c werden die 
Worte „als deutsche Staatsangehörige" ge- 
strichen, das nachfolgende Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt sowie hinter dem Wort 
„aulzugeben" die Wo^-te „und als Vertrie- 
bene (§ 1 des Bundesvertriebenengesetzes) 
anerkannt worden sind" eingefügt. 

b) In Nummer 1 Buchstabe d werden das 

Komma hinter dem Wort „standen" und die 
Worte „wegen ihrer deutschen Volkszuge- 
hörigkeit vertrieben" gestrichen und hinter 
dem Wort „Vertriebene" der Klammerzu- 
satz „(§ 1 des Bundesvertriebenengesetzes)" ; 
eingefügt. j 

c) Es wird folgender Satz angefügt: j 

„Sind Angehörige der in Satz 1 Nr. 1 Buch- ■ 
staben c und d genannten Dienststellen nach ! 
dem 8. Mai 1945 verstorben, ohne daß die 
übrigen in den Buchstaben c oder d bezeidi- | 
neten Voraussetzungen für die Zugehörig- | 
keit zu dem Personenkreis dieser Vorschrif- 
ten Vorlagen, so stehen die als Vertriebene 
(§ 1 des Bundesvertriebenengesetzes) aner- 
kannten versorgungsberechtigten Hinter- 
bliebenen dieser Personen den in Satz 1 
Nr. 5 bezeichneten Hinterbliebenen gleich." 

3. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und in Abs. 2 
werden hinter dem Klammerzusatz „(§ 60)" je- 
weils die Worte „oder die von ihr ermächtig- 
te Dienststelle" eingefügt. 

4. In § 4 a werden hinter Satz 1 folgende Sätze 
eingefügt: 


„Satz 1 gilt auch für Hinterbliebene (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2, § 2) vor dem 9. Mai 1945 verstorbener 
Angehöriger oder Versorgungsempfänger des 
öffentlichen Dienstes, die im Erlebensfälle bei 
Rückkehr (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c) 
Rechte hätten geltend machen können. Die Be- 
freiung kann mit Wirkung für einen Teilbetrag 
der bei Aufenthalt im Bundesgebiet zu gewäh- 
renden Bezüge erteilt werden." 

5. § 4 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „die oberste 
Dienstbehörde (§ 60)" gestrichen. Das Wort 
„einen" wird durch das Wort „ein" und das 
Wort „bewilligen" durch die Worte „be- 
willigt werden" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b werden hin- 
ter dem Wort „Bundesgebiet" die Worte 
„unter den in § 4 Abs. 1, 2 bezeichneten 
Voraussetzungen oder" eingefügt. Außer- 
dem werden folgende Sätze 4 und 5 ange- 
fügt: 

„Der Übersiedlung des Betreuenden wegen 
Verheiratung (Satz 1 Buchstabe b, Satz 2) 
steht gleich, wenn dieser seinem unter 
den Voraussetzungen des § 4 Abs. 1, 2 in 
das Bundesgebiet zugezogenen Ehegatten 
zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft gleichzeitig 
oder später folgt. Die oberste Dienstbehörde 
(§ 60) kann die Aufnahme (Satz 1 Buchstabe 
b) als erfolgt gelten lassen, wenn die Person, 
durch die die Aufnahme erfolgen sollte, diese 
vorbereitet hatte, jedoch vor der tatsächli- 
chen Aufnahme verstorben ist oder ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet aus von ihr nicht verschul- 
deten Gründen aufgeben mußte." 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „sechzig" 
durch das Wort „fünfundsiebzig" ersetzt. In 
Satz 2 wird hinter dem zweiten Wort „wer- 
den" ein Komma eingefügt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „des Emp- 
fängers eines Unterhaltsbeitrages" durch 
den Satzteil „einer in das Bundesgebiet zu- 
gezogenen Person, der ein Unterhaltsbei- 
trag nach den Absätzen 1 bis 3 bewilligt 
war oder hätte bewilligt werden können," 
und das Wort „seinen" durch das Wort 
„deren" ersetzt. 

6. In § 9 Abs. 1 wird in Satz 2 hinter den Worten 
„früheren Beamten" der Klammerzusatz „(§ H 
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in der bis zum 31. Dezember 1960 geltenden 
Fassung des Gesetzes)" eingefügt. 

7. In § 10 Abs. 2 wird hinter dem Wort „Wider- 
ruf" der Kiammerzusatz „(§ 11 in der bis zum 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des Ge- 
setzes)" eingefügt. 

8. In Unterabschnitt 2 werden die Unterab- 
schnitts- und Titelüberschriften sowie die §§ 11 
bis 18 b und 20 bis 28 gestrichen. 

9. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung 
„(1)" gestrichen; Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Rechtsstand als Beamter zur Wieder- 
verwendung endet, wenn der Beamte seiner 
früheren Rechtsstellung als Beamter auf 
Lebenszeit oder auf Zeit entsprechend in ein 
gleichwertiges Amt übernommen wird." 

In Satz 3 werden hinter dem Wort „finden" 
die Worte „der § 35 Abs. 3 Satz 3 dieses 
Gesetzes sowie" eingefügt. 

Satz 4 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

10. In § 29 Abs. 1 werden in Satz 1 hinter dem 
Komma nach der Zahl „87" die Worte „87 a" ein- 
gefügt. Die Worte „und 10" werden gestrichen, 
ln Satz 2 werden die Worte „24 a Abs, 2, §§" 
und die Worte „54 Abs. 3, §§ 68," gestrichen 
sowie vor der Zahl „72" die Worte „71h," ein- 
gefügt. 

11. In § 32 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Volks- 
deutschen" gestrichen. 

12. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Kom- 
ma nach dem Wort „vollenden" die Worte 
„oder, sofern sie nicht am 31. Dezember 
1960 im Bereich eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn nach § 20 Abs. 1, 2 in der bis 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des 
Gesetzes v/iederverwendet und von ihm zu 
übernehmen sind (§ 71 e), mit Ablauf dieses 
Tages" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „mit dem Ein- 
tritt der Dienstunfähigkeit oder der Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjah- 
res" durch die Worte „in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird in Satz 2 der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„die Zeit im Dienst öffentlich-rechtlicher 
Religionsgesellschaften und ihrer Verbände 
oder im nichtöffentlichen Schuldienst (§ 116 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b des Bundes- 
beamtengesetzes) und die Zeit einer mit 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde 
(§ 60) ausgeübten Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst eines anderen Staates oder die Zeit 


eines öffentlichen Dienstes bei einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung (§ 116 Abs. 1 Nr. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes) kann . berücksichtigt wer- 
den, wobei für die beiden erstgenannten 
Zeiten § 106 Abs. 2 Satz 2 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechend gilt." 

In Satz 3 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„dies gilt auch bei Heimkehr (§ 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) aus Gewahrsam einer 
ausländischen Macht außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes oder der in 
§ 37 b Abs. 4 bezeichneten Art, falls die 
Dauer des Gewahrsams acht Jahre über- 
stiegen hat." 

Außerdem wird folgender Satz angefügt: 

„Die nach Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 2 
berücksichtige Zeit einer Beschäftigung vor 
dem 1. Januar 1961 wird zur Hälfte als 
Dienstzeit im Sinne des Besoldungsrechts 
und des § 109 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes angerechnet." 

d) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Bis zum Ablauf des Monats, in dem 
der Ruhestandsbeamte das zweiundsechzig- 
ste Lebensjahr vollendet oder dienstunfähig 
wird, sind Arbeitseinkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetri'^L oder 
aus selbständiger oder nichtselbständiger 
Arbeit außerhalb des öffentlichen Dienstes 
(§ 158 des Bundesbeamtengesetzes im Sinne 
des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Einkommen- 
steuergesetzes auf das Ruhegehalt anzu- 
rechnen; hierbei bleibt die Hälfte dieser 
Einkünfte anrechnungsfrei, mindestens je- 
doch ein Betrag in Höhe des Unterschiedes 
zwischen dem Ruhegehalt und der nach 
§ 158 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 des Bundesbeam- 
tengesetzes maßgebenden Höchstgrenze 
oder, sofern dieser Unterschiedsbetrag zwei- 
hundertfünfzig Deutsche Mark monatlich 
nicht erreicht, dieser Betrag. § 165 Abs. 2 
Nr. 3, Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
gilt entsprechend." 

13. § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Die ober- 
ste Dienstbehörde (§ 60) oder die von ihr 
ermächtigte Dienststelle kann einen" gestri- 
chen und vor dem folgenden Wort „Unter- 
haltsbeitrag" das Wort „Ein" eingefügt. Das 
Wort „bewilligen" wird durch die Worte 
„kann bewilligt werden" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten 
„§ 24 a Abs. 1" ein Komma und die Worte 
„letzterer in der bis zum 31. Dezember 1960 
geltenden Fassung des Gesetzes," eingefügt. 

14. § 37 wird gestrichen. 
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15. In § 37 a werden in Satz 1 die Worte „in § 11 
Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes und" gestrichen. 
Das Komma nach dem Wort „erfüllt" und der 
Satzteil „ein Übergangsgehalt {§ 37) und" wer- 
den durch die Worte „und aus der Teilnahme 
an der Unterbringung nicht entlassen worden 
ist {§ 10 Abs. 2 Halbsatz 2, § 24 a Abs. 1, letz- 
terer in der bis zum 31. Dezember 1960 gelten- 
den Fassung des Gesetzes)," ersetzt. In Satz 2 
werden die Worte „entlassen worden" durch 
die Worte „oder aus einem Gewahrsam (§ 37 b 
Abs. 2, 4) von längerer als achtjähriger Dauer 
heimgekehrt (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" 
ersetzt und hinter dem zweiten Wort „Kriegs- 
gefangenschaft" die Worte „oder des Gewahr- 
sams" eingelugt. Außerdem wird folgender 
Satz angefügt: 

„Im übrigen gelten die §§ 19 und 35 Abs. 4 
entsprechend." 

16. § 37 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „die 
Dienstbezüge ausgezahlt" und der nachfol- 
gende Satzteil durch folgenden Satzteil und 
neuen Satz 2 ersetzt: 

„Bezüge in Höhe des Ruhegehaltes aus- 
gezahlt, das dem Beamten nach diesem 
Gesetz bei einem mit Ablauf des 31. De- 
zember 1960 erfolgten Eintritt in den Ruhe- 
stand zustehen würde. Hierbei sind die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des für die 
entsprechende Wiederverwendung in der 
früheren Laufbahn maßgebenden Amtes 
(§ 19) unter Berücksichtigung der Zeit der 
Kriegsgefangenschaft oder des Gewahr- 
sams zugrunde zu legen; ist das hier- 
nach maßgebende Amt in den Besoldungs- 
ordnungen nicht enthalten, so ist die Besol- i 
dungsgruppe nach den Besoldungsordnun- 
gen des Landes, in dem erstmals die Bezüge 
festgesetzt werden, zu ermitteln und, falls 
das Amt auch in diesem nicht aufgeführt ist, 
von der obersten Dienstbehörde (§ 60) zu 
bestimmen." 

Außerdem wird folgender Satz 4 angefügt: 
„Die Zahlungen enden mit Ablauf des 
Monats, in dem der Beamte heimkehrt (Ab- 
satz 2) oder sein wahrscheinliches Ableben 
nach § 133 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes festgestellt worden ist." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nadr seiner Heimkehr (§ 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) aus Kriegsgefangenschaft 
oder aus dem Gewahrsam einer auslän- 
dischen Macht außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes erhält der Beamte 
das ihm nach § 35 Abs. 1 zustehende Ruhe- 
gehalt mit den sich aus Absatz 1 Satz 2 er- 
gebenden Maßgaben, wobei auch die Zeit 
der Kriegsgefangenschaft oder des Gewahr- 
sams nach dem 31. Dezember 1960, jedoch 
nicht über die Vollendung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres hinaus, berück- 
sichtigt wird. Daneben erhält er für die 


Dauer von zwölf Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem er entlassen worden ist, je- 
doch nicht über die Vollendung des fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres hinaus, für 
seine Person eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedes zwischen, dem Ruhegehalt und 
den dem letzteren zugrunde liegenden 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen; wird der 
Beamte in dem genannten Zeitraum nicht 
gemäß § 35 Abs. 3 Sätze 1, 2 Halbsatz 2 
wiederverwendet, so wird die Zulage bis 
zur Dauer von weiteren zwölf Monaten ge- 
währt. Erfüllt der Beamte nicht die Voraus- 
setzungen des § 106 Abs. 1 Nr. 1 des Bun- 
desbeamtengesetzes, so erhält er für die 
Dauer von zwölf Monaten einen Unterhalts- 
beitrag in Höhe des Ruhegehaltes nach 
Satz 1 und der in Satz 2 Halbsatz 1 bezeich- 
neten Zulage; in den Fällen des Satzes 2 
Halbsatz 2 kann der Unterhaltsbeitrag und 
die Zulage bis zu der dort bezeichneten 
Höhe und Dauer weiterbewilligt werden. 
Wird der Beamte innerhalb der in Satz 2 
bezeichneten Zeiträume nicht entsprechend 
wiederverwendet (§ 19), so werden diese 
Zeiträume von ihrem Ablauf ab bei der Be- 
messung der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge und als ruhegehaltfähige Dienstzeit für 
die Berechnung des Ruhegehaltes berück- 
sichtigt, jedoch nicht über die Vollendung 
des fünfundsechzigsten Lebensjahres hin- 
aus." 

c) In Absatz 3 werden hinter den Worten 
„und 2" ein Komma und die Worte „und 
zwar für die in § 37 a bezeichneten Beamten 
Absatz 2 Satz 1, 2, 4 und für die übrigen 
Absatz 2 Satz 3" eingefügt. 

17. In § 37 c werden in Satz 1 die Worte „und 37 a" 
durch ein Komma und die Worte „37 a und 
§ 37 b Äbs. 2 Satz 1, Abs. 3" ersetzt. In Satz 2 
werden die Worte „Satz 2" durch die Worte 
„Satz 2 bis 4" ersetzt. 

18. § 37 d wird wie folgt geändert: 

a) In Satz l wird das Wort „kann" durch das 
Wort „können" ersetzt. Außerdem werden 
die Worte „das Ubergangsgehalt gezahlt 
werden, das dem Beamten nach diesem Ge- 
setz zustehen würde" durch die Worte „Be- 
züge in Höhe des Versorgungsbezuges ge- 
zahlt werden, der dem Beamten bei einer 
Heimkehr (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) am 
31. Dezember 1960 zu gewähren wäre" er- 
setzt. 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

c) In dem bisherigen Satz 3 werden die Worte 

„Satz 2" durch die Worte „Satz 2 bis 4" er- 
setzt. Folgender Satz wird angefügt: 

„Nach seiner Heimkehr erhält der Beamte 
den den Bezügen nach Satz 1, 2 zugrunde 
gelegten Versorgungsbezug, wobei § 37 b 
Abs. 2 Satz 1 entsprechend gilt." 
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19. § 38 wird wie folgt geändert: ' 

d) ln Satz 1 Hdlbsatz 2 werden hinter dem Wort 
„Kriegsgefangenschaft" die Worte „oder 
Gewahrsam (§ 35 Abs. 3 Satz 3 Halbsafz 2)" 
eingefügt. i 

b) In Satz 2 Halbsatz 2 werden hinter dem | 
ersten Wort „Kriegsgefangenschaft" die | 
Worte „oder einem Gewahrsam der in | 

§ 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art vor dem j 
1. April 1951 oder während einer über die- ' 
sen Zeitpunkt andauernden Kriegsgefangen- | 
Schaft oder eines Gewahrsams" und hinter ; 
dem zweiten Wort „Kriegsgefangenschaft" 
die Worte „oder des Gewahrsams" einge- 
fügt. 

20. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Salz 1 werden die Worte „die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit den 
Biindesministern des Innern und der Finan- 
zen" gestrichen. Das Wort „einen" wird 
durch das Wort „ein" und das Wort „bewil- 
ligen' durch die Wort(i „bewilligt werden" 
ersetzt. 

b) Satz 2 wird gestrichen 

21. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 weiden die Worte „oder ^ 
wird" durch die Worte „bis zum 31. Dezem- 
ber 1960" ersetzt; hinter dem Wort „Wider- 
ruf" wird der Klaramerzusatz „(§ 11 in der 
bis zum 31. Dezembei 1960 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes)" und hinter dem Wort j 
„übernommen" das Wort „worden" einge- | 
fügt. 

b) In Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 werden hinter ; 

dem ersten Wort „lür" die Worte „die : 
Übernahme als Angestellter oder Arbeiter 
mit einem solchen Versorgungsanspruch 
durch" eingefügt. Die Worte „und für" wer- 
den durch ein Komma ersetzt sowie hinter | 
dem Wort „Gebietskörperschaften" die j 
Worte „oder Sozialversicherungsträgern" | 
eingefügt. ; 

c) In Absatz 2 werden die Worte „oder wird" | 
durch die Worte „vor dem 1. Januar 1961" ■ 
ersetzt; hinter dem Wort „Widerruf" wird 
der Klammerzusatz „(§ 11 in der bis zum i 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des | 
Gesetzes)" und hinter dem Wort „verwen- 
det" das Wort „worden" eingefügt. Der 
Klammerzusatz „(§ 11)" hinter dem Wort 
„Dienstherren" wird durch den Klammerzu- 
satz „(§ 11 in der genannten Fassung des 
Gesetzes)" ersetzt. 

d) In Absatz 5 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Absatz 1 gilt außerdem für Beamte (§§ 1,2), 
die auf Grund des § 4 oder des § 81 Abs. 4 
nicht an der Unterbringung teilgenommen 
haben, entsprechend, wenn durch die Wie- 


derverwendung die Nachversicherung ent- 
lädt (§ 72 a Abs. 2); hierbei ist von der 
Rechtsstellung auszugehen, die bei Er- 
füllung der in Halbsatz 1 bezeichneten 
Voraussetzungen für die Geltendmachung 
ven Rechten maßgebend gewesen wäre. 
Gleiches gilt, wenn der Beamte nicht die in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b bezeichneten 
Voraussetzungen hinsichtlich der Aufgabe 
des Dienstes erfüllt. In Fällen, in denen die 
Voraussetzungen des § 4 nicht erfüllt sind 
(Satz 2), sowie des Satzes 3 bedarf es der 
vorherigen Zustimmung der obersten Dienst- 
behörde (§ 60) odeu der von ihr ermächtig- 
ten Dienststelle." 

e) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(6) Auf Beamte zur Wiederverwendung, 
die nach § 35 Abs. 1, 2 mit Ablauf des 
31. Dezember 1960 in den Ruhestand getre- 
ten sind oder als entlassen gelten, sind im 
Falle einer späteren Übernahme die Ab- 
sätze 1, 3 und 4 sinngemäß anzuwenden, 
wenn sie bei der Übernahme das zweiund- 
sechzigste Lebensjahr nicht vollendet haben 
und dienstfähig sind. Entsprechendes gilt 
für frühere Beamte auf Widerruf, die bis 
zum 31. Dezember 1960 an der Unterbrin- 
gung teilgenommen haben." 

!2. ln § 44 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 werden hinter 
den Worten „oberste Dienstbehörde" die Worte 
„(§ 60) oder der von ihr ermächtigten Dienst- 
stelle" eingefügt. 

13. In § 45 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter den Worten 
„obersten Dienstbehörde" die Worte „oder der 
von ihr ermächtigten Dienststelle" und in Ab- 
satz 2 Satz 2 hinter dem Wort „oberste Dienst- 
behörde" die Worte „odei die von ihr ermäch- 
tigte Dienststelle" eingefügt. 

14. In § 48 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„§ 37 b Abs. 1 Satz 3, 4, Abs. 5 und § 37 d 
Satz 2 Halbsatz 2 gelten entsprechend." 

15. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 das Wort 
„Volksdeutsche" und in Satz 2 das Wort 
„Volksdeutsche" gestrichen. 

b) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Umsiedler (Absatz 1), die bis zur 
Umsiedlung im öffentlichen Dienst ihres 
Herkunftslandes standen, nach der Umsied- 
lung nicht ihrer dortigen Rechtsstellung ent- 
sprechend wiederverwendet worden sind 
und am 8. Mai 1945 weder das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet hatten noch 
dienstunfähig waren, werden wie die in § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d bezeichneten Per- 
sonen mit der Maßgabe behandelt, daß ihr 
Dienstverhältnis im Herkunftsland als bis 
zum Ablauf des 8. Mai 1945 fortgesetzt gilt. 
§ 32 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gilt entspre- 
chend." 
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26. § ö2 a wird wie folgt geändert: 

d) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Angestellte und Arbeiter (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, § 2 ), die nicht unter § 52 fallen, er- 
halten, wenn sie am 8. Mai 1945 nach den 
für sie geltenden Vorschriften eine Dienst- 
zeit von mindestens fünfundzwanzig Jahren 
erreicht hatten, Übergangsbezüge; § 37 a 
Satz 2 gilt für die Erfüllung der nach Halb' 
Satz 1 erforderlichen Dienstzeit sinngemäß. 
Die übergangsbezüge werden in Höhe von 
sechzig vom Hundert des am 8. Mai 1945 
ZLigostandenen ungekürzten Arbeitseinkom- 
mens gewährt. Hierbei sind die §§ 7 bis 9 
dieses Gesetzes sov/ie § 110 des Bundes- 
beamtengesetzes mit den sich aus § 52 
Abs. 3 Satz 4, 5 dieses Gesetzes ergebenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden. Für 
die Anrechnung von Arbeitseinkommen gilt 
§ 35 Abs. 4 mit der Maßgabe entsprechend, 
daß an die Stelle der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge das ungekürzte Arbeitsein- 
kommen (Satz 2) und an die Stelle des 
Ruhegehalts die Ubergangsbezüge treten. 
Im übrigen sind § 6 Abs. 1, §§ 19, 35 Abs. 3 
Satz 4, § 37 b Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 4 und 5 
sowie § 37 d dieses Gesetzes und § 156 
Abs. 2, §§ 158 bis 160, 162, 165, 167, 169 
des Bundesbeamtengesetzes sinngemäß an- 
zuwenden." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird dus Komma hinter 
dem Wort „konnten" durch das Wort „und" 
ersetzt; die Worte „und dienstfähig sind" 
werden gestrichen. Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Absatz 1 Satz 2 findet jedoch mit der 
Maßgabe Anwendung, daß nach zehnjähri- 
ger Dienstzeit dreißig vom Hundert und 
für jedes weitere Dienstjahr außerdem je 
zwei vom Hundert bis zur Erreichung von 
sechzig vom Hundert des ungekürzten 
Arbeitseinkommens zugrunde gelegt wer- 
den." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Anspruch auf Übergangsbezüge 
erlischt bei entsprechender Wiederverwen- 
dung, mit Vollendung des fünfundsechzig- 
sten Lebensjahres, mit Erlangung des Alters- 
ruhegeldes oder der Rente wegen Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeit oder, falls eine Ver- 
sicherung in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen nicht besteht, mit dem Eintritt 
der Dienstunfähigkeit. Wird die Dienstfähig- 
keit wiedererlangt oder die Rente wegen 
einer Änderung in den Verhältnissen des 
Berechtigten entzogen oder fällt eine Rente 
auf Zeit weg, so lebt der Anspruch auf die 
Bezüge wieder auf." 

27. § 52 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten 
Personen am 8. Mai 1945 nach den für sie 
geltenden Vorschriften eine Dienstzeit von 


mindestens zwanzig Jahren abgeleistet hat- 
ten, werden ihnen in entsprochender An- 
wendung des § 52 a Aivs. 1 und 3 Übergangs- 
bezüge gewährt. Hierbei tritt an die Stelle 
des in § 52 a Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen 
Hundertsatzes von sechzig vom Hundert ein 
solcher von fünfzig vom Handelt." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

28. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „entlassen worden" durch die Worte 
„oder aus einem Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 
4) von längerer als achtjähriger Dauer heim- 
kehrt (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" er- 
setzt. Hinter dem Wort „entsprechend" wer- 
den ein Komma und die Worte „wobei für 
die Anwendung des § 35 Abs. 1 Satz 1 an 
die Stelle des dort bezeichneten § 71 e der 
§ 71 g tritt" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die 
Worte „entlassen worden" durch die Worte 
„oder aus einem Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 
4) von längerer als achtjähriger Dauer heim- 
gekehrt" ersetzt und hinter dem zweiten 
Wort „Kriegsgefangenschaft" die Worte 
„oder des Gewahrsams" cingefügt. 

c) In Absatz 1 erhält Satz 6 folgende Fassung: 

„Für Berufsoffiziere mit einer Dienstzeit 
von zehn oder mehr Jahren gilt § 19, und 
zwar auch hinsichtlich einer Wiederverwen- 
dung als Beamter, entsprechend." 

d) In Absatz 2 Satz 4 erhält der Satzteil „Auf 
Hinterbliebene" bis „findet" folgende Fas- 
sung: 

„Ist ein Berufssoldat, der weder die in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vorausset- 
zungen hinsichtlich der Begründung eines 
Berufssoldaten- oder Beamtenverhältnisses 
oder Dienstverhältnisses in der Landespoli- 
zei noch die Voraussetzungen des Satzes 1 
dieses Absatzes erfüllt, nach dem 8. Mai 
1945 in Kriegsgefangenschaft oder Gewahr- 
sam der in § 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art 
verstorben, so findet auf die Hinterbliebe- 
nen . . 

Hinter dem zweiten Wort „Kriegsgefan- 
genschaft" werden die Worte „oder des 
Gewahrsams (§ 37 b Abs. 2, 4)" einge- 
fügt. Außerdem wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„dies gilt auch, wenn der verstorbene Be- 
rufssoldat (Halbsatz 1) zwar die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 Halbsatz 1, 
jedoch nicht die nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 
erforderliche Dienstzeit erfüllt hat." 

e) In Absatz 6 Salz 2 wird das Wort „Volks- 
deutschen" gestrichen und hinter dem Wort 
„Umsiedlern" der Klammerzusatz „(§ 1 des 
Bundesvertriebenengesetzes, § 51)" einge- 
fügt. 
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29. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Sätze 1 und 2 ge- 
strichen. In Satz 3 werden die Worte „Ent- 
sprechende Unterbringung (§ 19) liegt auch 
vor" durch die Worte ersetzt: „Berufsunter- 
Offiziere, die am 8. Mai 1945 oder nach § 53 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 eine Dienstzeit von 
mindestens zwölf Jahren abgeleistet hatten, 
sind auch entsprechend (§ 19) wiederver- 
wendet". Satz 5 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Berufsunteroffizicren, die am 8. Mai 
1945 oder nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
eine Dienstzeit von mindestens zwölf, aber 
noch nicht achtzehn Jahren abgeleistet hat- 
ten und aus der Teilnahme an der Unter- 
bringung nicht entlassen worden sind (§ 10 
Abs. 2 Halbsatz 2, § 24 a in der bis zum 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des 
Gesetzes), ist bei Eintritt der Voraussetzun- 
gen des § 35 Abs. 1, für dessen entspre- 
chende Anwendung an die Stelle des dort 
bezeichneten § 71 e der § 71 g tritt, ein Un- 
terhaltsbeitrag in Höhe des Ruhegehaltes 
unter entsprechender Anwendung des § 35 
Abs. 3 zu gewähren; der Unterhaltsbeitrag 
gilt für die entsprechende Anwendung der 
§§ 9, 29 Abs. 1 Satz 2 und des § 35 Abs. 4 
als Ruhegehalt und der frühere Berufsunter- 
offizier als Ruhestandsbeamter. § 37 b 

Abs. 3, 4, 5 und die §§ 37 c, 37 d und 38 
Satz 2 gelten entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen. 

30. In § 54 a Abs. 1 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und dahinter folgender Satzteil 
angefügt: 

„wobei für die Anwendung des § 35 Abs. 1 
Satz 1 an die Stelle des dort bezeichneten 
§ 71 e der § 71 g tritt." 

31. In § 54 b werden folgende Sätze angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für solche 
am 8. Mai 1945 noch im Dienst gewesenen Be- 
rufsoffiziere und Berufsunteroffiziere, die zwar 
die Voraussetzungen des § 53 Abs, 1 Satz 1, 
jedoch nicht die nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
für Berufsoffiziere und die nach § 54 Abs. 3 
Satz 1 für Berufsunteroffiziere erforderliche 
Dienstzeit erfüllen. *Für die Hinterbliebenen 
gilt Entsprechendes." 

32. ln § 55 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „entlassen v/orden" durch die Worte 
„oder aus einem Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 4) 
von längerer als achtjähriger Dauer heimge- 
kehrt (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" ersetzt. 

33. § 56 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Gewährung von Beihilfen und 
Unterstützungen gelten die für die Bundes- 
beamten maßgebenden Bestimmungen entspre- 


I chend. Die Ausführung regeln die Bundesmini- 

I Ster des Innern und der Finanzen; sie können 

I hierbei den Personenkreis, auf den die in Satz 1 

I bezeichneten Bestimmungen anzuwenden sind, 

I näher bestimmen." 

I 

I 34. § 61 wird wie folgt geändert: 

I a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Un- 
j terbringung und" sowie das Semikolon und 

I der Halbsatz 2 gestrichen. In Satz 2 werden 

hinter dem Wort „Bundes" ein Komma und 
die Worte „für die Gewährung von Beihil- 
fen und Unterstützungen der § 56, wobei an 
die Stelle der in § 56 Abs. 3 bezeichneten 
Dienststellen oder Kassen die in § 2 und 
der Anlage A dazu bezeichneten Nicht- 
gebietskörperschaften oder Verbände, so- 
weit sie ihren Sitz in Berlin hatten, treten" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Ist die Anzahl der bekanntgewordenen be- 
rechtigten Personen (Absatz 1, 2) gering 
oder die Ermittlung der entsprechenden 
Einrichtungen sowie die für sie zu regeln- 
de Durchführung mit unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten verbunden, so entfällt der 
Erlaß einer Rechtsverordnung, sofern von 
i den Bundesministern des Innern und der 

! Finanzen mit entsprechenden Einrichtungen 

i Verwaltungsvereinbarungen abgeschlossen 

I werden und diese Einrichtungen die darin 

I geregelten Verpflichtungen zur Zahlung der 

I Versorgungsbezüge unwiderruflich und mit 

i Wirkung gegenüber den versorgungsbe- 

j rechtigten Personen übernehmen." 

i c) In Absatz 4 werden in Satz 1 das erste 
I Komma und die folgenden Worte „längstens 

] bis zum 31. Dezember 1959," gestrichen. 

! Hinter den Worten „sowie von" wird der 

Satzteil „Zuschüssen nach den §§ 71 e, 71 f," 
eingefügt. In Satz 2 werden die Zahl „11" 
und das nachfolgende Komma gestrichen. 

35. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Satzteil „12 bis 
18 a, 25 bis 28," gestrichen. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

I „(4) Ist ein in den Absätzen 1 oder 2 be- 

! zeichneter Beamter zur Wiederverwendung 

! (§ 5 Abs. 2) oder früherer Beamter auf Wi- 

! derruf (§ 6 Abs. 1), der die Voraussetzun- 

gen des § 11 Abs. 1 in der bis zum 31. De- 
zember 1960 geltenden Fassung des Gesetzes 
erfüllte, bis zu dem genannten Zeitpunkt 
von einem anderen als dem zuständigen 
Dienstherrn übernommen worden, so gilt im 
Verhältnis der Dienstherren zueinander § 42 
Abs. 1, 3 und hinsichtlich der nach § 81 
Abs. 4 von der Unterbringung (Absatz 1, 2) 
ausgeschlossenen Personen auch § 42 Abs. 5 
Satz 2 sowie im übrigen § 42 Abs. 4 ent- 
sprechend. Auf spätere Übernahmen ist § 42 
Abs. 6 sinngemäß anzuwenden." 
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36. § 63 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „11 Abs. 1, der 
§§ 19 bis 24 f" durch die Zahl „19" ersetzt. 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Versorgung obliegt dem Dienstherrn." 


40. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Früheren Beamten auf Widerruf (§ G 
Abs. 1) mit Dienstbezügen, die nicht die 
Voraussetzungen des § 37 a erfüllen, jedoch 


37. In § 64 Abs. 1 wird j 

a) in Satz 1 Flalbsatz 1 die Zahl „110" durch i 

die Zahlen „109, 110, 112" und i 

I 

b) in Satz 5 der Halbsatz 2 durch folgende Fas- | 

sung ersetzt: j 

„in den vor dem 1. Juli 1937 eingetretenen | 
Versorgungsfällen entfällt die Kürzung des : 
Witwengeldes wegen Altersunterschiedes, 
wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen 
ist; in den seit dem genannten Zeitpunkt 
eingetretenen Versorgungsfällen gilt § 129 1 
des Bundesbeamtengesetzes." 

38. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „in 
Höhe von einhundertzwanzig Deutsche 
Mark" durch die Worte „zur Hälfte" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz eingefügt: 

„(3) Für Gesundheitsstörungen, die als 
Folge einer Schädigung im Sinne des § 1 
des Bundesversorgungsgesetzes anerkannt 
sind, wird Heilbehandlung nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz gewährt; für andere 
Gesundheitsstörungen wird sie im Rahmen 
des § 10 Abs. 5 des genannten Gesetzes ge- 
währt, wenn die als Folge einer Schädigung 
anerkannten Gesundheitsstörungen für sich 
allein eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mindestens fünfzig vom Hundert bedin- 
gen. Pflegezulage nach dem in Satz 1 ge- 
nannten Gesetz wird gewährt, wenn die 
Hilflosigkeit durch die Folgen einer Schädi- 
gung ausgelöst worden ist (§ 35 Abs. 1 des 
genannten Gesetzes)." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. Die 
Worte „1 upd 2" werden durch die Worte 
„1 bis 3" ersetzt. 

39. § 68 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „von 
der obersten Dienstbehörde im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Innern 
und der Finanzen" gestrichen. Hinter Satz 1 
wird folgender Satz eingefügt; 

„Für die entsprechende Anwendung der 
§§ 9, 29 Abs. 1 Satz 2 und des § 35 Abs. 4 
gilt der frühere Berufssoldat oder berufs- 
mäßige Angehörige des Reichsarbeitsdien- 
stes als Ruhestandsbeamter und der Unter- 
haltsbeitrag als Ruhegehalt." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „entlassen 
worden" durch die Worte „oder aus einem 
Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 4) von längerer 
als achtjähriger Dauer heimgekehrt (§ 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" ersetzt. 


am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit (§ 106 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes) von minde- 
stens fünfundzwanzig Jahren abgeleistet 
hatten und nicht entsprechend wiederver- 
wendet worden sin'd (§ 3 Satz 1 Nr. 1, § 19), 
kann ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Ruhegehaltes gewährt werden. § 35 Abs. 4 
und § 52 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 gelten 
entsprechend." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Über- 
gangsgehalt Zustand (Absatz 1 Satz 1) oder" 
und die Worte „Salz 2 oder Absatz" gestri- 
chen und an Stelle der letzteren Worte ein 
Komma eingefügt. 

c) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Frühere Beamte auf Widerruf (§ 6 
Abs. 1), auf die weder § 37 a noch die Ab- 
sätze 1 bis 3 anzuwenden sind, werden, falls 
sie bis zur Begründung des Beamtenver- 
hältnisses Angestellter oder Arbeiter im öf- 
fentlichen Dienst (§§ 52 bis 52 b Abs. 1) 
oder Berufssoldat (§ 53), berufsmäßiger An- 
gehöriger der Landespolzei oder des Reichs- 
arbeitsdienstes (§ 55) oder Militäranwärter 
oder Anwärter des Reichsarbeitsdienstes 
(§§ 54 a, 55) waren, so behandelt, wie wenn 
sie in dieser Stellung bis zum Ablauf des 
8. Mai 1945 verblieben wären. Entsprechen- 
des gilt für ihre Hinterbliebenen." 

41. Die §§71 und 71 a werden gestrichen. 

42. § 71 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „Abs. 2" durch die Worte „Abs. 1" 
ersetzt und hinter dem Wort „Arbeitern" 
ein Komma und folgender Satzteil einge- 
fügt: 

„die am 8. Mai 1945 nach den für sie 
geltenden Vorschriften eine Dienstzeit von 
mindestens zehn Jahren ohne erheblichere 
Unterbrechung abgeleiset hatten oder diese 
Zeit in entsprechender Anwendung des 
§ 52 a Abs. 1 Satz^l Halbsatz 2 erfüllen und 
nicht Anspruch auf Bezüge nach § 52 b 
Abs. 2 haben,". 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz 
„(§ 52 b Abs. 2)" durch den Klammerzusatz 
„(Satz 1 Halbsatz 1)" ersetzt. 

c) In Absatz 2 werden die Worte „§ 52 b 
Abs. 2" durch die Worte „Absatzes 1 Satz 1" 
ersetzt. Die Worte „die in § 54 Abs. 4 be- 
zeichneten" werden gestrichen und hinter 
dem Wort „Berufsunteroffiziere" der Satz- 
teil „(§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2), die am 
8. Mai 1945 eine Dienstzeit von mindestens 
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zehn, aber noch nicht zwölf Jahren abgelei- 
stet hatten," eingefügt. Außerdem wird fol- 
gender Satz angefügt: 

„§ 52 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 ist sinn- 
gemäß anzuwenden." 

43. § 71 c erhält folgende Fassung: 

.§ 71 c 

Der Einstellung von Personen, die am 31. De- 
zember 1960 zür Teilnahme an der Unterbrin- 
gung verpflichtet oder auf die Pflichtanteile an 
der Unterbringung anrechenbar waren (§ 52 b 
Abs. 2, § 53 Abs. 1 Satz 6, § 54 Abs. 4, §§ 54 b, 
55, 71 und 71 a in der bis zum 31. Dezember 1960 
geltenden Fassung des Gesetzes) und das 
fünfundsechzigste Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, stehen Vorschriften, nach denen 
ein Höchstalter bei der Einstellung nicht über- 
schritten sein darf, nicht entgegen. Dies gilt 
entsprechend für dienstfähige Berufsunteroffi- 
ziere und untere Reichsarbeitsdienstführer mit 
einer Dienstzeit von weniger als zehn Jahren, 
deren Dienstverhältnis nach § 53 Abs. 2 Satz 3, 
§ 55 als beendet gilt, sowie für dienstfähige In- 
haber von Zivil- und Polizeiversorgungsschei- 
nen, die aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen bis zum 8. Mai 1945 noch nicht in 
Planstellen des öffentlichen Dienstes mit An- 
wartschaft auf Ruhegehalt angestellt waren." 

44. § 71 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Satz 4 gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt sinngemäß auch für 
frühere Beamte auf Widerruf, die wegen 
Kriegswehrdienstes ohne die für die plan- 
mäßige Anstellung vorgeschriebene Prüfung 
zu außerplanmäßigen Beamten (K) ernannt 
worden sind. Ihnen können von der ober- 
sten Dienstbehörde solche gleichgestellt 
werden, die während des Krieges die Vor- 
ausestzungen für die Übernahme als außer- 
planmäßige Beamte (K) erfüllten, jedoch bis 
zum Ablauf des 8. Mai 1945 ohne eigenes 

■ Verschulden nicht mehr zu außerplanmäßi- 
gen Beamten ernannt worden sind." 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Gleiches gilt für Personen, auf die § 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b, c oder Abs. 2 
anzuwenden ist." 

45. Hinter § 71 d werden folgende §§ 71 e bis 71 h 
eingefügt: 

„§ 71 e 

(1) Die am 31. Dezember 1960 im Bereich 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn nach 
§ 20 Abs. 1, 2 in der bis zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung des Gesetzes verwendeten, 
an der Unterbringung teilnehmenden Beamten 
zur Wiederverwendung sind von dem Dienst- 


herrn entsprechend ihrer früheren Rechtsstel- 
lung (§ 19) oder als Beamter auf Lebenszeit 
oder auf Zeit in ein anderes Amt der früheren 
oder einer gleichwertigen Laufbahn zu über- 
nehmen; die Deutsche Bundesbahn und Deut- 
sche Bundespost gelten für die Anwendung des 
Halbsatzes 1 als besondere Dienstherren. Wird 
der Beamte zur Wiederverwendung in ein an- 
deres Amt der früheren oder einer dieser 
gleichwertigen Laufbahn mit geringeren Dienst- 
bezügen übernommen oder in einem solchen 
Amt belassen, so erhält er zur Erreichung der 
Dienstbezüge, die ihm bei einer Übernahme 
entsprechend der früheren Rechtsstellung (§ 19) 
zustehen würden, eine unwiderrufliche und 
ruhegehaltfähige Zulage; auch bei dieser Über- 
nahme endet der Rechtsstand zur Wiederver- 
wendung, und zwar mit der Maßgabe, daß der 
Beamte berechtigt bleibt, die ihm nach § 10 
Abs. 4 zustehende Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz „außer Dienst" zu führen. Ist ein Beam- 
ter zur Wiederverwendung, dessen frühere 
Laufbahn sich ohne Aufstiegsbeförderung (§ 110 
Abs. 4 des Bundesbeamtengesetzes) über meh- 
rere Laufbahngruppen erstreckte, in einer an- 
deren Laufbahn wiederverwendet oder ist ein 
Beamter zur Wiederverwendung, dessen frü- 
here Laufbahn über eine Laufbahngruppe nicht 
hinausging, in einer Laufbahn der vorstehend 
bezeichneten Art wiederverwendet, so sind für 
den Vergleich nach Satz 1 Halbsatz 1 die Be- 
soldungsgruppen der beiden Ämter* und die 
Zugehörigkeit der in diesen Besoldungsgrup- 
pen geführten Ämter der allgemeinen Verwal- 
tung maßgebend. Wenn der Beamte zur Wie- 
derverwendung als Angestellter verwendet ist, 
ist die Feststellung, ob eine Verwendung im 
Sinne des Satzes 1 Halbsatz 1 vorliegt, unter 
Zugrundelegung der Tarifordnung A in der bis 
zum 31. Dezember 1959 geltenden Fassung und 
in entsprechender Anwendung der Gegenüber- 
stellung in § 52 Abs. 3 Satz 4 zu treffen. 

(2) Die Übernahme nach Absatz 1 hat in zu- 
sätzlichen und an die Person zu bindenden 
Planstellen der nach Absatz 1 erforderlichen 
Art zu erfolgen, die als solche und als künftig 
wegfallend oder umzuwandelnd zu kennzeich- 
nen sind. Dies gilt nicht, wenn nach pflichtge- 
mäßem Ermessen der obersten Dienstbehörde 
in ihrem Bereich ohne unvertretbare Benachtei- 
ligung anderer Beschäftigter sonstige Planstel- 
len, gegebenenfalls unter Umwandlung, heran- 
gezogen werden können. 

(3) Der Bund oder der an seiner Stelle nach 
Kapitel 1 zuständige Träger der Versorgungs- 
last (§ 57) gewährt, sofern die Wiederverwen- 
dung nach Absatz 1 bei einem anderen Dienst- 
herrn erfolgt, diesem einen Zuschuß in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen den am 
31. Dezember 1960 zustehenden Dienstbezügen 
(Vergütung, Lohn) des Beamten zur Wieder- 
verwendung und den ihm bei Durchführung des 
Absatzes 1 zustehenden Dienstbezügen (ohne 
Kinderzuschlag); werden nach dem 31. Dezem- 
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her 1960 die Dienstbezüge allgemein erhöht, so 
ist diese Erhöhung auch bei den der Bemessung 
des Zuschusses zugrundeliegenden Bezügen 
vom 31. Dezember 1960 zu berücksichtigen. 
Nach Eintritt des Versorgungsfalles wird der 
Zuschuß in Höhe des Vomhundertsatzes der zu 
zahlenden Versorgungsbezüge (ohne Kinderzu- 
schlag) weiter gewährt, der dem Verhältnis des 
bisherigen Zuschußbetrages zu den ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezügen entspricht, wobei Satz 1 
Halbsatz 2 entsprechend gilt; hinsichtlich des 
nach Abzug dieses Zuschusses verbleibenden 
Teiles der Versorgungsbezüge ist § 42 Abs. 1, 

3, 4 entsprechend anzuwenden. Der Bund oder 
sonstige Träger der Versorgungslast (§ 57) er- 
stattet die aus Anlaß der Übernahme (Absatz 1) 
zu gewährende Trennungsentschädigung für die 
ersten zwölf Monate und die aus gleichem An- 
laß zu zahlenden Umzugskosten, sofern sie 
nach der dem zu übernehmenden nach diesem 
Gesetz zustchenden Rechtsstellung gezahlt 
werden. 

(4) Scheidet ein nach Absatz 1 zu überneh* 
mender Beamter zur Wiederverwendung vor 
seiner Übernahme auf seinen Antrag aus der 
Verwendung aus, ohne daß er in eine neue, 
mindestens gleichartige Verwendung im Be- 
reich eines anderen Dienstherrn Übertritt und 
dieser die Verpflichtung aus Absatz 1 über- 
nimmt, so ist § 35 Abs. 1, 2 entsprechend anzu- 
wenden; an die Stelle des Ablaufs des 31. De- 
zember 1960 tritt der Ablauf des Tages, an dem 
das Beschäftigungsverhältnis endet. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Be- 
amte zur Wiederverwendung, die für Aufgaben 
eingestellt worden und am 31. Dezember 1960 
noch tätig sind, deren Dauer von vornherein 
nach gesetzlicher Vorschrift oder nach Maßgabe 
des Haushaltsplanes begrenzt worden ist; sind 
jedoch diese Beamten insgesamt mindestens 
drei Jahre im öffentlichen Dienst wiederver- 
wendet, so gilt Halbsatz 1 nur, wenn ihr Be- ; 
schäftigungs Verhältnis auf einen im Jahre 1961 i 
endenden Zeitraum begrenzt oder aus einem j 
von dem Beamten zu vertretenden Grunde ge- | 
kündigt ist. Die Absätze 1 bis 4 gelten auch 
nicht, wenn in dem Bereich des Dienstherrn die 
frühere oder eine gleichwertige Laufbahn nicht 
eingerichtet ist; hierbei bleiben die Laufbahnen 
des Polizeivollzugsdienstes für polizeidienstun- 
taugliche Polizeibeamte zur Wiederverwen- 
dung, die in anderen Laufbahnen verv/endet 
sind, außer Betracht. Die Absätze 1 bis 4 sind 
außerdem nicht anzuwenden, solange gegen 
den Beamten zur Wiederverwendung ein förm- 
liches Disziplinarverfahren schwebt. 

(6) Auf die an der Unterbringung teilneh- 
menden früheren Beamten auf Widerruf sind 
die Absätze 1 bis 5 sinngemäß anzuwenden. 

(7) Für die in den §§ 62, 63 bezcichneten Be- 
amten zur Wiederverwendung und früheren 
Beamten auf V/iderruf gelten die Absätze 1 
bis 6 -mit der Maßgabe entsprechend, daß für 
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die Gewährung des Zuschusses (Absatz 3) an 
die Stelle des Bundes oder sonstigen Trägers 
der Versorgungslast nach Kapitel I der zustän- 
dige Dienstherr tritt. 

§ 71 f 

Auf die an der Unterbingung teilnehmenden 
yVngesiellton und Arbeiter (§§ 52, 52 a), die im 
Bereich eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
am 31. Dezember 1960 entsprechend § 20 Abs. 1, 
2 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas- 
sung des Gesetzes verwendet waren, ist § 71 c 
sinngemäß anzuwenden, und zwar für die unter 
§ 52 fallenden Angestellten und Arbeiter auch 
hinsichtlich einer Übernahme als Beamter, 
wenn sie die beamtenrechtlichen Voraussetzun- 
gen für eine entsprechende Wiederverwendung 
(§ 19) erfüllen. 

§ 71g 

(1) Auf Berufsoffiziere und Berufsunteroffi- 
ziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), die am 31. De- 
zember 1960 entsprechend § 20 Abs. 1, 2 in der 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des 
Gesetzes als Berufssoldaten oder Soldaten auf 
Zeit verwendet sind und sich nicht entspre- 
chend den §§ 24, 24 a in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes ha- 
ben befreien oder entlassen lassen, ist § 71 e 
Abs. 1 bis 5 sinngemäß anzuwenden. Dies gilt 
auch bei anderer Verwendung (§ 20 Abs. 1, 2) 
im Bereich eines öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn, wenn die beamtenrechtlichen Voraus- 
setzungen für eine entsprechende Wiederver- 
wendung (§ 19) erfüllt sind; hierbei bleiben im 
Bereich des Bundes die Laufbahnen des Trup- 
pendienstes der Bundeswehr außer Betracht. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nach Maßgabe des 
§ 71 e Abs. 6 auch für die Beruf sunteroffiziere 
mit einer Dienstzeit von mindestens zwölf Jah- 
ren (§ 54 Abs. 3). 

(2) Berufsunteroffiziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1, § 54 Abs. 3), die am 31. Dezember 1960 
an der Unterbringung teilnehmen und nicht als 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit, sondern 
anderweitig im Bereich eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn verwendet sind, ohne die 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Anstellung als Beamter in der nach § 54 Abs. 2 
maßgebenden Laufbahn zu erfüllen, sind auf 
ihren bis zum 30. Juni 1961 bei ihrem Dienst- 
herrn zu stellenden Antrag in einen für ihre 
entsprechende Wiederverwendung (§ 54 Abs. 2) 
maßgebenden Vorbereitungsdienst als Beamte 
auf Widerruf zu übernehmen. Bis zu der nach 
Bestehen der Laufbahnprüfung durchzuführen- 
den Übernahme in die entsprechende Rechts- 
stellung (§ 71 e Abs. 1 bis 3) erhalten sie vom 
Bund (§ 57) ein Unterhaltsgeld in Höhe der 
ruhegeh altfähigen Dienstbezüge, die einem 
mit Ablauf des 31. Dezember 1960 zu gewäh- 
renden Ruhegehalt nach § 35 oder Unterhalts- 
beitrag nach § 54 Abs. 3 zugrunde zu legen 
wären; § 71 e Abs. 4, 5 Satz 2, 3 gilt sinngemäß. 
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Sind diese Berufsunterotfiziere (Satz 1) am 
31. Dezember 1960 als Beamte in der nächst- 
niedrigeren Laufbahn nicht entsprechend ver- 
wendet, so gelten Satz 1 und 2 mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle des Vorbereitungs- 
dienstes und der Laufbahnprüfung die Zulas- 
sung zu der für ihre Wiederverwendung maß- 
gebenden Laufbahn (§ 54 Abs. 2) unter ent- 
sprechender Anwendung des § 21 Abs. 1 bis 3 
und § 26 Abs. 1 bis 3 der Bundeslaufbahnver- 
ordnung oder der entsprechenden Vorschriften 
des Dienstherrn tritt. Das Unterhaltsgeld 
(Satz 2, 3) wird auf Unterhaltszuschüsse und 
Dienstbezüge angerechnet. Die Sätze 1 bis 4 
gelten nicht, wenn der Berufsunteroffizier dem 
Dienstherrn gegenüber schriftlich auf sein An- 
tragsrecht (Satz 1, 3) verzichtet; der Verzicht 
wird mit dem Eingang beim Dienstherrn wirk- 
sam und ist unwiderruflich. 

(3) Soweit die in Absatz 2 bezeichneten Be- 
rufsunterofliziere infolge des Krieges die Vor- 
aussetzungen für die Einstellung in den Vorbe- 
reitungsdienst des mittleren Dienstes in der 
Schulbildung nicht erfüllen, sollen Ausnahmen 
mit der Maßgabe zugelassen werden, daß die 
Gewährung einer Ausnahme für die Anwen- 
dung des Absatzes 2 dem Nachweis der Vor- 
bildung (§ 54 Abs. 2) gleichsteht. 

(4) Für die entsprechenden berufsmäßigen 
Angehörigen des früheren Reichsarbeitsdien- 
stes (§ 55) gelten Absatz 1 Satz 2, 3 und die 
Absätze 2, 3 sinngemäß, und zwar auch hin- 
sichtlich einer Verwendung als Berufssoldat. 

(5) Absatz 1 Satz 1, 2 und die Absätze 2, 4 
sind auch auf Militäranwärter (§ 54 a) und An- 
wärter des früheren Reichsarbeitsdienstes (§ 55) 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 71 h 

Die Anwartschaft und Ansprüche auf Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung, die in Anwen- 
dung des § 24 a in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes er- 
worben worden sind, bleiben aufrechterhalten. 
Hierbei ist § 35 Abs. 3 für die bis zum Zeit- 
punkt der Entlassung zurückgelegten Zeiten 
anzuwenden." 

46. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) In A.bsatz 1 wird in Satz 3 das Wort „Volks- 
deutsche" gestrichen. Außerdem wird fol- 
gender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für die unter 
§ 3 Satz 1 Nr. 5 und 6 fallenden Personen." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Ausland wohnhafte Personen, die im 
Bundesgebiet einen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt weder am 8. Mai 1945 hat- 
ten noch nach diesem Zeitpunkt begründet 
haben oder begründen, können, wenn sie 
im Falle des Zuzuges in das Bundesgebiet 
nach Absatz 1 Satz 1 bis 4 als nachversichert 


gelten würden, in entsprechender Anwen- 
dung des § 4 a in den Personenkreis der 
als nachversichert geltenden Personen ein- 
bezogen werden." 

c) In Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird eine Leistung aus einem Zweig der 
gesetzlichen Rentenversicherung beantragt, 
so kann der Versicherungsträger von dem 
Antragsteller eine eidesstattliche Versiche- 
rung darüber verlangen, ob seit Erteilung 
der Bescheinigung über die Nachversiche- 
rung ein Sachverhalt der in § 72 a bezeich- 
neten Art eingetreten ist; der Versiche- 
rungsträger gilt als zuständige Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs." 

d) In Absatz 11 werden in Satz 1 die Worte 
„und die Dienstherren der in § 63 bezeich- 
neten Personen erstatten" durch die Worte 
„oder sonstige nach diesem Gesetz zustän- 
dige Träger der Versorgungslast erstattet" 
ersetzt. Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Nähere über die Berechnung und 
Durchführung der Erstattung und den ange- 
messenen Ersatz von Verwaltungskosten 
regelt die Bundesregierung; sie kann auch 
bestimmen, daß die Erstattung durch Zah- 
lung von Pauschbeträgen abgegolten wird." 

e) In A.bsatz 12 Satz 2 werden die Worte „im 
Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen" gestrichen. 

47. In § 72 a Abs. 1 Satz 3 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Flalbsatz 
angefügt: 

„für die Zeit bis zum 1. Januar 1957 gilt dies 
mit der Maßgabe, daß die letzte vor diesem 
Zeitpunkt gezahlte Rente und der für den 
gleichen Monat zustehende Versorgungsbezug 
maßgebend sind." 

48. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des §^24a 
Abs. 2 oder" gestrichen und hinter dem 
Wort „Ruhegehaltes" die Worte „oder der 
nach § 71 h zustehenden Versorgungsbe- 
züge" eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Widerruf" die Worte „und ehemalige Be- 
rufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige 
des Reichsarbeitsdienstes" eingefügt. 

c) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Personen, die nach § 71 h eine Anwart- 
schaft auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung haben, stehen für die Befreiung 
von der Versicherungspflicht den Ruhe- 
standsbeamten gleich." 

49. In § 74 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Widerruf" die Worte „und die ehemaligen 
Berufssoldaten oder berufsmäßigen Angehöri- 
gen des Reichsarbeitsdienstes" eingefügt. 
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50. § 76 wird gestrichen. 

51. In § 77 a wird hinter Satz 1 folgender neuer 
Satz eingefügt: 

„Dies gilt auch für Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen insoweit, als die Renten 
auf Zeiten entfallen, für die Beiträge durch den 
Dienstherrn ohne Beteiligung des Versicherten 
entrichtet worden sind." 

52. § 78 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: | 

„(1) Werden an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen oder Einrichtungen Planstellen mit ; 
Hochschullehrern, die nach § 35 Abs. 1 ■ 
Satz 1 mit Ablauf des 31. Dezember 1960 in | 
den Ruhestand getreten sind und das fünf- | 
undsechzigste Lebensjahr noch nicht vollen- ; 
det haben, besetzt, so kann der Bundes- | 
minister des Innern die Gewährung eines ; 
Zuschusses bis zur Höhe des Ruhegehaltes I 
zusichern, das dem Hochschullehrer nach 
diesem Gesetz zusteht und infolge der Ver- 
wendung ruht (§ 158 des Bundesbeamten- ^ 
gesetzes); nach dem Tode des Beamten tre- i 
ten an die Stelle des Ruhegehaltes die nach | 
diesem Gesetz zustehenden Hinterbliebe- 
nenbezüge. Entsprechendes gilt für die un- 
ter § 70 Abs. 2 fallenden Personen, die zum 
Personenkreis des Kapitels I gehören. § 42 
Abs. 6 ist in den Fällen der Sätze 1 und 2 
nicht anzuwenden." 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und dahinter folgender 
Halbsatz angefügt: 

„eine nach Landesrecht gewährte Beihilfe 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 
kann im Rahmen des § 56 Abs. 1, 2 an den 
Träger der Hochschule erstattet werden." 

53. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Worte 
„und § 71 a" gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden in Satz 2 hinter dem 
Wort „durch" die Worte „Gesetz oder" und 
hinter den Worten „in dem" die Worte 
„das Gesetz oder" eingefügt. 

54. In § 82 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 werden die ! 

Worte „und hat auch die Unterbringung durch- ' 
zuführen, solange eine solche anderweitig nicht i 
erfolgt ’ gestrichen. | 

I 

55. In der Anlage A werden hinter der Nummer 
116 folgende Nummern angefügt: 

j 

„117. Budapester hauptstädtische Verkehrs-AG | 
118. Rigaer Stadtlombard". I 


Artikel II 

§ 1 

Bis zum 31. Dezember 1960 entstandene Zahlungs- 
verpflichtungen nach § 14 Abs. 2 in der ursprüng- 
lichen Fassung des Gesetzes und den §§ 17, 18 a, 
18 b, 20 a, 62 Abs. 4, § 63 in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes bleiben 
unberührt; auf die bis zu dem genannten Zeitpunkt 
nach § 18 a zugesicherten Zuschüsse sind § 71 e 
Abs. 3, 6 und §§ 71 f, 71 g anzuwenden. Unberührt 
bleiben auch die auf Grund der §§ 24, 24 b Abs. 3, 
§§ 24 c bis 24 e in der bis zum 31. Dezember 1960 
geltenden Fassung des Gesetzes eingetretenen 
Rechtsfolgen; ist ein Übergangsgehalt gekürzt oder 
herabgesetzt worden, so bleibt diese Kürzung (Her- 
absetzung) auch beim Ruhegehalt oder bei Gewäh- 
rung eines Unterhaltsbeitrages in Flöhe des Ruhe- 
gehaltes, jedoch nicht über die Vollendung des zwei- 
undsechzigsten Lebensjahres oder den Eintritt von 
Dienstunfähigkeit hinaus, bestehen. 

§ 2 

Durch die Aufhebung der §§ 27, 28 wird deren 
weitere in Durchführungsverordnungen zu § 61 be- 
stimmte oder noch zu bestimmende entsprechende 
Anwendung nicht berührt. 

§ 3 

Am 31. Dezember 1960 auf unbestimmte Zeit be- 
stehende Dienst- oder Arbeitsverhältnisse der an 
der Unterbringung teilnehmenden und mit Ablauf 
dieses Tages nach § 35 Abs. 1, 2 in den Ruhestand 
tretenden oder zur Entlassung gelangenden Beam- 
ten zur Wiederverwendung sowie ihnen gleichbe- 
handelter Personen können von dem sie verwen- 
denden öffentlich-rechtlichen Dienstherrn, wenn der 
Beschäftigte mindestens ein Jahr wiederverwendet 
ist, nur aus einem von dem Beschäftigten zu ver- 
tretenden Grunde gelöst werden; dies gilt nicht, 
wenn nach gesetzlicher Vorschrift oder nach Maß- 
gabe des Haushaltsplans die Aufgaben, für die der 
Beschäftigte eingestellt worden und noch tätig ist, 
wegfallen. Wird eine in Satz 1 bezeichnete Person 
bis zum 31. Dezember 1965 von einem Dienstherrn 
entsprechend § 71 e Abs. 1 übernommen, so sind 
§ 71 e Abs. 3, 5 Satz 3, §§ 71 f und 71 g sinngemäß 
anwendbar. Satz 1 gilt entsprechend für frühere 
Beamte auf Widerruf, die am 31. Dezember 1960 
an der Unterbringung teilnehmen, und ihnen für die 
Anwendung des § 20 Abs. 3 in der bis zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt geltenden Fassung des Gesetzes 
gleichbehandelte Personen sowie für die in § 71 g 
Abs. 2 bezeichneten früheren Berufsunteroffiziere 
und ihnen gleichzubehandelnden Personen, auch bis 
zur Übernahme in den Vorbereitungsdienst (§ 71 g 
Abs. 2). Soweit in Satz 3 bezeichnete Personen An- 
spruch auf einen Unterhaltsbeitrag haben oder 
ihnen ein solcher nach § 70 bewilligt werden kann, 
ist auch Satz 2 sinngemäß anwendbar. 

§ 4 

An der Unterbringung teilnehmende Beamte zur 
Wiederverwendung und frühere Beamte auf Wider- 
ruf, die am 31. Dezember 1960 bei den in § 42 Abs. 1 
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Satz 3 bezeichneten Einrichtungen beschäftigt sind, 
sind, wenn die Einrichtung eine öffentlich-rechtliche 
ist, auf ihren bis zum 30. Juni 1961 bei ihrem Dienst- 
geber zu stellenden Antrag von diesem in sinnge- 
mäßer Anwendung des § 71 e mit der Maßgabe zu 
übernehmen, daß sie den in § 42 Abs. 1 Satz 3 vor- 
ausgesetzten Rechtsstand erhalten; im übrigen ver- 
bleibt es bei dem Eintritt in den Ruhestand oder der 
Entlassung gemäß § 35 Abs. 1, 2 {Artikel I Nr. 12 
Buchstaben a und b). Für die in § 71 g (Artikel I 
Nr. 45) bezeichneten Berufssoldaten und berufs- 
mäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeits- 
dienstes gilt dies hinsichtlich der Anwendung der 
§§ 71 g und 54 Abs. 3 (Artikel I Nr. 29 Buchstabe b) 
entsprechend. 

§ 5 

Die in § 35 Abs. 3 Satz 2 (Artikel I Nr. 12 Buch- 
stabe c) vorgesehene Genehmigung kann bei vor 
dem 1. Januar 1961 aufgenommenen Beschäftigun- 
gen nachträglich erteilt werden. 

§ 6 

§ 37 b Abs. 2 (Artikel I Nr. 16 Buchstabe b) ist 
bei Heimkehr vor dem 1. Januar 1961 mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß es bei dem Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand nach den bisherigen Vor- 
schriften verbleibt. Soweit nach der bis zum 31. De- 
zember 1960 geltenden Fassung des § 37 b höhere 
Bezüge zustanden, werden die Bezüge in deren 
Höhe gewährt. 

§ 7 

Auf Grund der Änderung des § 42 Abs. 1 Satz 3 
(Artikel I Nr. 21 Buchstabe b) werden an andere als 
bisher unterbringungspflichtige Dienstherren (§ 11 
in der bis zum 31. Dezember 1960 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes) vor der Verkündung dieses Ge- 
setzes fällig gewordene Versorgungsbezüge nicht 
erstattet. Eine Erstattung der in Satz 1 bezeichneten 
Versorgungsbezüge erfolgt ferner nicht in den Fäl- 
len des § 42 Abs. 5 Satz 2 bis 4 (Artikel I Nr. 21 
Buchstabe d). Ist in Fällen des § 42 Abs. 5 Satz 4 
das neue Dienstverhältnis vor dem 1. Januar 1961 
begründet worden, so kann die Zustimmung bis 
zum 30. Juni 1961 beantragt werden. 

§ 8 

Für die Zeit vom 1. April 1958 bis zum 31. De- 
zember 1960 gilt § 61 Abs. 4 Satz 1 (Artikel I Nr. 34 
Buchstabe c Satz 2) auch für die Gewährung von 
Zuschüssen nach § 18 a in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes. 

§ 9 

Auf Grund der Änderung des § 64 Abs. 1 Satz 5 
Halbsatz 2 (Artikel I Nr. 37 Buchstabe b) wird ein 
Zahlungsausgleich für Zeiträume bis zum 31. Au- 
gust 1957 nicht gewährt. 

§ 10 

Soweit Anträge von Personen, die bereits vor 
Verkündung dieses Gesetzes die Voraussetzungen 


des § 71 d Abs. 4 Satz 2 (Artikel I Nr. 44 Buch- 
stabe c) erfüllt haben, wegen Versäumung der in 
§ 71 d Abs. 4 Satz 1 bezeichneten Frist abgelehnt 
worden oder aus dem gleichen Grunde unterblieben 
sind, kann ein Antrag bis zum 31. Dezember 1961 
gestellt werden. 

§ 11 

(1) § 71 e Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 (Artikel I 
Nr. 45) gilt auch in den Fällen, in denen eine Zu- 
lage oder höhere Dienstbezüge nach § 18 a Abs. 1 
Satz 2, § 18 b in der bis zum 31. Dezember 1960 gel- 
tenden Fassung des Gesetzes bewilligt worden sind. 

(2) Für die nach den §§ 71 e bis 71 g (Artikel I 
Nr. 45) zu übernehmenden Personen bleiben bis zur 
Übernahme im Rahmen ihrer bis dahin, vorbehalt- 
lich der §§ 9, 10 Abs. 1, 2, weiterbestehenden bis- 
herigen Rechtsstellung § 20 und insoweit auch die 
§§ 24 d und 24 e in Verbindung mit § 24 a in der bis 
zum 31. Dezember 1960 geltenden Fassung des Ge- 
setzes anwendbar, wobei in den §§ 24 d und 24 e an 
die Stelle der entsprechenden Wiederverwendung 
die Übernahme nach § 71 e Abs. 1 tritt. Bis zur 
Übernahme oder dem in § 71 e Abs. 4 bezeichneten 
Zeitpunkt ist § 37 Abs. 1 und 2 Satz 1 in der bis zum 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des Gesetzes 
auf die nach den §§ 71 e, 71 f und 71 g Abs. 1 zu 
übernehmenden Personen weiterhin anzuwenden; 
für die in § 71 g Abs. 2 bezeichneten früheren Be- 
rufsunteroffiziere und ihnen gleichzubehandelnden 
Personen gilt dies bis zur Übernahme in den Vor- 
bereitungsdienst oder bis zu dem Verzicht nach 
§ 71 g Abs. 2 Satz 5, im übrigen bis zum 30. Juni 
1961. Vollendet der zu übernehmende vor Durch- 
führung der Übernahme das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr oder wird er vorher dienstunfähig oder 
stirbt er, so sind ihm oder seinen Hinterbliebenen 
von dem zur Übernahme verpflichteten Dienstherrn 
Versorgungsbezüge wie bei einer am 1. Januar 1961 
erfolgten Übernahme zu gewähren; in den Fällen 
des § 71 g Abs. 2 Satz 3 gilt dies nur, wenn die Auf- 

, Stiegsprüfung mit Erfolg abgelegt worden ist. 

§ 12 

Soweit auf Grund der bisherigen Fassung des 
§ 72 Abs. 11 die Erstattung schon durchgeführt ist, 
verbleibt es dabei. 

§ 13 

Anträge nach § 73 Abs. 5 Satz 2 und § 74 Abs. 2 
Satz 2 (Artikel I Nr. 48 Buchstabe b, Nr. 49) können 
von den unter § 53 Abs. 2 Satz 3 und § 55 fallenden 
ehemaligen Berufssoldaten und berufsmäßigen An- 
gehörigen des Reichsarbeitsdienstes, die vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes ein Dienstverhältnis mit 
Anwartschaft auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung begründet haben, bis zum 31. Dezember 
1961 gestellt werden; im übrigen tritt für die i^ 
Halbsatz 1 bezeichneten Personen bei der entspre- 
chenden Anwendung des § 73 Abs. 1 Satz 3 und des 
§ 74 Abs. 1 Satz 3 an die Stelle des 30. September 
1957 der 31. Dezember 1960 sowie bei der entspre- 
chenden Anwendung des § 73 Abs. 5 Satz 2 Halb- 
satz 2 und des § 74 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 an die 
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Stelle des 30. September 1958 der 31. Dezember 
1961 und an die Stelle des 30. September 1957 der 
31. Dezember 1960. Satz 1 gilt für Anträge von Ar- 
beitgebern der dort bezeichneten Personen entspre- 
chend. Vor Verkündung dieses Gesetzes rechts- 
kräftig abgelehnte Anträge können bis zum 31. De- 
zember 1961 erneut gestellt werden. 

§ 14 

Standen die in § 52 Abs. 2 bezeichneten Ange- 
stellten oder Arbeiter vor dem 9. Mai 1945 in einer 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder waren sie auf 
Grund arbeitsrechtlicher Bestimmungen oder Ver- 
träge in den genannten Versicherungen freiwillig 
versichert und waren die Anwartschaften aus den 
für Zeiten vor dem 9. Mai 1945 entrichteten Bei- 
trägen am 8. Mai 1945 erhalten, so gelten diese An- 
wartschaften als bis zum 31. Dezember 1956 erhal- 
ten. Soweit durch Satz 1 ein Anspruch auf Leistun- 
gen begründet wird, beginnt die Leistung frühestens 
mit dem Ersten des auf die Verkündung dieses Ge- 
setzes folgenden Monats. 

§ 15 

§ 73 Abs. 5 Satz 3 (Artikel I Nr. 48 Buchstabe c) 
gilt für die Zeit vor dem 1. Januar 1961 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des § 71 h der § 24 a 
Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1960 geltenden 
Fassung des Gesetzes tritt. Für die Stellung und Er- 
neuerung von Anträgen nach § 73 Abs. 5 Satz 3 
tritt bei der entsprechenden Anwendung des § 73 
Abs. 1 Satz 2 und 3 an die Stelle des 30. Septem- 
ber 1958 der 31. Dezember 1961 und des 30. Sep- 
tember 1957 der 31. Dezember 1960. § 13 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

§ 16 

Nach dem 31. März 1951 im öffentlichen Dienst 
wiederverwendete Beamte zur Wiederverwendung 
und ihnen gleichzubehandelnde Personen, die nach 
§ 35 Abs. 2 als entlassen gelten und aus der Wie- 
derverwendung bis zum 31. Dezember 1960 eine 
Anwartschaft oder einen Anspruch auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung nicht erworben haben, 
gelten für die Zeit der Wiederverwendung, in der 
sie auf Grund ihrer Rechtsstellung nach dem Gesetz 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen versiche- 
rungsfrei waren, in entsprechender Anwendung des 
§ 72 Abs. 2 Satz 1, 2, Abs. 3 bis 6, 11 und 13 als 
nachversichert mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der in § 72 Abs, 11 bezeichneten Erstattungspflich- 
tigen der wiederverwendende Dienstherr tritt; § 1232 
der Reichsversicherungsordnung und § 9 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes sind insoweit nicht 
anzuwenden. Wenn ein Anspruch auf Rente erst 
durch Satz 1 begründet wird, beginnt die Rente in 
Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957 mit 
dem Ablauf, und in Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 mit dem Ersten des Monats, in 
dem der Versicherungsfall eingetreten ist; dies gilt 
nur, wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1961 
gestellt wird. Für die als nachversichert geltenden 
Zeiten geleistete freiwillige Beiträge werden auf 


Antrag erstattet. § 72 a Abs. 1 Satz 5 gilt entspre- 
chend. Der Antrag auf Erstattung ist nur bis zum 
31. Dezember 1961 zulässig; wird ein solcher nicht 
gestellt, so gelten die Beiträge (Satz 3) als Beiträge 
zur Höherversicherung. 

§ 17 

Bei den vor dem 1. Januar 1961 nach § 78 a in der 
bis dahin geltenden Fassung des Gesetzes in Höhe 
des Übergangsgehaltes bewilligten Zuschüssen tritt 
von dem genannten Zeitpunkt ab an die Stelle des 
Übergangsgehaltes das nach diesem Gesetz zu- 
stehende Ruhegehalt. § 42 Abs. 1 ist in diesen Fäl- 
len auch weiterhin nicht anzuwenden. 

§ 18 

(1) In Artikel II Abs. 10 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen vom 11. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1275) — Zweites Ände- 
fungsgesetz — werden folgende Sätze angefügt: 

„Wird erst nach dem 31. März 1959 ein Wohnsitz 
oder dauernder Aufenthalt im Bundesgebiet begrün- 
det (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3, § 4 b) oder ein Antrag 
nach § 4 a gestellt oder die Anlage A zu § 2 er- 
gänzt, so endet in diesen Fällen die Ausschlußfrist 
(Satz 1) nicht vor Ablauf eines Jahres nach dem 
Ende des Jahres, in dem der Zuzug (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 3, § 4 b) erfolgt oder der Antrag (§ 4 a) einge- 
reicht oder das Gesetz oder die Rechtsverordnung 
zur Ergänzung der Anlage A zu § 2 verkündet wor- 
den ist, frühestens jedoch mit Ablauf des 30. Sep- 
tember 1961. Für Witwen, die sich vor dem 1. April 
1959 wiederverheiratet haben und deren Ehe nach 
diesem Zeitpunkt aufgelöst oder für nichtig erklärt 
worden ist oder wird (§ 29 des Gesetzes in Verbin- 
dung mit § 164 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes) 
endet die Ausschlußfrist nicht vor Ablauf eines Jah- 
res nach dem Ende des Jahres, in dem die Ehe auf- 
gelöst oder für nichtig erklärt worden ist, frühe- 
stens jedoch mit Ablauf des 30. September 1961. 
Satz 3 bleibt unberührt. Satz 3 gilt auch für die An- 
meldung von Unfallfürsorgeansprüchen nach § 29 
des Gesetzes in Verbindung mit § 150 des Bundes- 
beamtengesetzes. " 

j (2) In Artikel II Abs. 11 Satz 1 und Artikel III 
Abs. 4 des Zweiten Änderungsgesetzes wird der 
. Punkt durch ein Komma ersetzt und folgender 
i Satzteil angefügt: 

I „jedoch kann der Versorgungsberechtigte erklären, 
j daß er Versorgung nach § 181 a des Bundesbeamten- 
■ gesetzos beziehen wolle; diese Erklärung wirkt 
vom Ersten des Monats, in dem sie abgegeben wor- 
den ist, sie ist unwiderruflich und gilt auch für eine 
I spätere Hinterbliebenenversorgung." 

; (3) In Artikel II Abs. 17 Satz 1 des Zweiten 

: Änderungsgesetzes werden hinter dem ersten Wort 
„nach" die Worte „§ 52 a Abs. 2," eingefügt. 

(4) In Artikel IX Abs. 1 des Zweiten Anderungs- 
gesetzes werden 
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1. in Nummer 1 die Zahl „42" durch die Zahl „43" j 
ersetzt und in Nummer 10 die Zahl „43" und : 
das nachfolgende Komma gestrichen, 

2. in Nummer 3 die Zahl „105" durch die Zahl „109" ^ 
ersetzt. 


A r t i k e 1 III I 

§ 1 

In Artikel 11 Abs. 1 des Gesetzes zur Änderung 1 
und Ergänzung des Dienststrafrechts vom 28. No- | 
vember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 749) werden die 
Worte „des § 52" durch die Worte „der §§ 52, 52 a, 
52 b" ersetzt. 

§ 2 

§ 4 a des Gesetzes über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes vom 4. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 777) in der Fassung des Artikels V 
des in Artikel II § 18 Abs. 1 bezeichneten Zweiten 
Änderungsgesetzes wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 tritt an die Steile des Satzteiles „inner- 
halb einer Frist von drei Monaten beantragen, in 
das Rechtsverhältnis eines Beamten zur Wieder- 
verwendung zurückzutreten" folgender Satzteil: 

„vor Erwerb der Mitgliedschaft im Bundestag im 
öffentlichen Dienst wiederverwendet waren und 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Be- 
endigung der Mitgliedschaft im Bundestag bean- 
tragen, § 71 e oder die entsprechende Vorschrift 
der §§ 71 f, 71 g des in Satz 1 bezeichneten Ge- i 
setzes anzuwenden". | 

2. In Satz 3 werden die Worte „Ablauf des Monats, j 

in dem der Antrag gestellt wurde" durch die 
Worte „der Übernahme in das neue Dienstver- 
hältnis (§§ 71 e bis 71 g des in Satz 1 bezeichne- 
ten Gesetzes)" ersetzt. , 

§ 3 j 

§ 41 des Gesetzes 'über die Deutsche Bundesbank j 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745) wird I 
wie folgt geändert: 

1. in Absatz 1 wird der letzte Satz gestrichen; 

2. in Absatz 3 Satz 1 werden hinter der Zahl „29" ' 

die Worte „Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2," eingefügt ' 

und die Worte „und 156 Abs. 1" durch ein ; 

Komma und die Worte „§ 156 Abs. 1 und § 181 a" | 
ersetzt; i 

I 

3. in Absatz 3 erhält der Satz 4 folgende Fassung; | 

„§ 64 Abs, 1 Satz 5 Halbsatz ' 2 des in Absatz 1 j 
bezeichneten Gesetzes ist anzu wenden." i 

Artikel II § 9 gilt auch hier. Ebenso gilt Artikel II ! 
Abs, 5 des in Artikel II § 18 Abs. 1 bezeichneten 
Zweiten Änderungsgesetzes. 

§ 4 ; 

i 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 | 
(Bundesgesetzbl. I S. 993) wird wie folgt geändert: | 


1. In § 42 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „März" 
durch das Wort „Dezember" ersetzt. 

2. In § 42 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„iVbsatz 1 gilt außerdem für die nach den 
§§ 71 e bis 71 g des in Absatz 1 genannten Ge- 
setzes zu übernehmenden sowie die in § 42 
Abs. 6 des gleichen Gesetzes bezeichneten Per- 
sonen, und zwar mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Tages der Anstellung (Einstellung) der 
31. Dezember 1960 tritt." 

3. In § 42 Abs. 3 werden hinter den Worten „weil 
sie" die Worte „die hinsichtlich der Aufgabe des 
Dienstes in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b oder" 
eingefügt. Außerdem werden folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Die Absätze lund 2 Satz 2 gelten ferner ent- 
sprechend für Personen, deren Dienstverhältnis 
nach § 53 Abs. 2 Satz 3 oder nach § 55 in Ver- 
bindung mit § 53 Abs. 2 Satz 3 des in Absatz 1 
genannten Gesetzes als mit Ablauf des 8. Mai 
1945 beendet gilt, wenn sie bis zum Eintritt in 
dieses Dienstverhältnis Beamte waren und bei 
einem Verbleib in ihrer als Beamte inne- 
gehabten Rechtsstellung an der Unterbringung 
nach dem in Absatz 1 genannten Gesetz teilge- 
nommen haben würden. Sie gelten außerdem für 
Berufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige 
des früheren Reichsarbeitsdienstes, deren Dienst- 
verhältnis nach den in Satz 2 bezeichneten Vor- 
schriften als beendet gilt, wenn diese Personen 
zwar weder die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1, 
Abs. 2 Satz 1, § 55 des in Absatz 1 genannten 
Gesetzes bezeichneten Erfordernisse für die Zu- 
gehörigkeit zu dem dortigen Personenkreis noch 
die Voraussetzungen des § 54 b erfüllen, im 
übrigen aber bei ihnen die weiteren Vorausset- 
zungen für eine Teilnahme an der in Absatz 1, 2 
Satz 2 bezeichneten Unterbringung oder die in 
Absatz 2 Satz 1 bezeichnete Anrechnung auf die 
Pflichtanteile vorliegen." 

4. In § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes werden hinter den Worten „Abs. 1" die 
Worte „sowie § 52 b Abs. 2" eingefügt. 

§ 5 

§ 15 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 des Gesetzes zur Ein- 
führung von Beamtenrecht des Bundes im Saarland 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 332) wird 
aufgehoben. 

§ 6 

Der Erstattung nach § 1 in Verbindung mit §§ 2, 3 
der Verordnung über die Erstattung von Verwal- 
tungskosten aus der Durchführung der Lastenaus- 
gleichsgesetze und des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes (15. LeistungsDV-LA) vom 3. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 154) ist der um den Zuschuß 
nach § 71 e Abs. 3 Satz 1 (Artikel I Nr. 45) vermin- 
derte Betrag der Dienstbezüge zugrunde zu legen. 
Entsprechendes gilt für die nach § 71 e Abs. 3 Satz 3 
(Artikel I Nr. 45) gewährten Trennungsentschädi- 
gungen und für das nach § 71 g Abs. 2 (Artikel I 
Nr. 45) gewährte Unterhaltsgeld. 


15 



Drucksache 2046 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Artikel IV 

§ 83 des Gesetzes gilt für Rechtsstreitigkeiten, die 
sich durch den Erlaß dieses Gesetzes erledigen, ent- 
sprechend. 


Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


A r t i k e 1 VI 

(1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 25 Buchstabe b, 
Nr. 29 Buchstabe a, Nr. 38 Buchstabe b, c, 
Nr. 46 Buchstabe a Satz 2, Buchstabe d, Nr. 47, 
48 Buchstabe b, Nr. 49 und Artikel II §§ 15, 16 
am 1. April 1951; 

2. Artikel III § 1 am 1. Januar 1953; 

3. Artikel II § 18 Abs. 3 am 1. April 1953; 

4. Artikel I Nr. 37, 55 (Anlage A Nr. 117, 118), 
Artikel II §§ 9, 18 Abs. 4 Nr. 2 und Artikel III 
§ 3 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 am 1. September 1953; 

5. Artikel III § 4 Nr. 1, 4 am 1. April 1957; 

6. Artikel I Nr. 4, 5 Buchstabe b, c Satz 2, Nr. 9 
Buchstabe a Satz 2, Nr. 10 Satz 1, 2 Nr. 28 Buch- 
stabe d Satz 3, Nr. 31, 46 Buchstabe b und Ar- 
tikel III § 3 Satz 1 Nr. 2 am 1. September 1957; 

7. Artikel I Nr. 34 Buchstabe a Satz 2, Artikel II 
§ 18 Abs. 1, 2, 4 Nr. 1 und Artikel III § 3 
Satz 3 am 14. September 1957; 

8. Artikel II § 8 am 1. April 1958; 

9. Artikel I Nr. 34 Buchstabe c Satz 1 am 1. Januar 
I960; 


10. Artikel I Nr. 12 Buchstabe a, b, Nr. 28 Buch- 
stabe a Satz 2, Nr. 30 und Artikel II § 11 Abs. 2 
am 1. Dezember I960; 

11. Artikel I Nr. 1, 3, 5 Buchstaben a, c Satz 1, Buch- 

stabe d, Nr. 6 bis 9 Buchstabe a Satz 1, 3, 
Buchstabe b, Nr. 10 Satz 3, Nr. 12 Buchstaben c, 
d, Nr. 13 bis 24, Nr. 26 bis 28 Buchstabe a 
Satz 1, Buchstaben b, c, d Satz 1, 2, Nr. 29 Buch- 
staben b, c, Nr. 32 bis 34 Buchstabe a Satz 1, 
Buchstaben b, c Satz 2, 3, Nr. 35, 36, 39 bis 45, 

48 Buchstaben a, c, Nr. 50, 52 bis 54, Artikel II 

§§ 1 bis 7, 10, 11 Abs. 1, § 17 und Artikel III 

§§ 2, 3 Satz 1 Nr. 1, § 4 Nr. 2, 3, §§ 5, 6 am 

1. Januar 1961; 

12. die übrigen Vorschriften der Artikel I, II und 
die Artikel IV und V am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes. 

(2) Zahlungen auf Grund der durch Artikel I 
und II vorgenommenen Änderung oder Einfügung 
von Vorschriften in das in Artikel I bezeichnete 
Gesetz werden nur auf Antrag gewährt, und zwar 
vom Ersten des Monats ab, in dem der Antrag ge- 
stellt worden ist. Anträge, die bis zum 30. Juni 1961 
gestellt werden, gelten als zu dem Zeitpunkt ge- 
stellt, von dem ab auf Grund der ändernden oder 
eingefügten Vorschrift Zahlungen geleistet werden 
dürfen. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der 
Berechtigte nach den bisher geltenden Vorschriften 
Zahlungen erhält, es sei denn, daß es sich bei den 
in diesem Gesetz vorgesehenen verbesserten Lei- 
stungen um solche auf Grund von Kannvorschriften 
handelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der bisher geltenden 
Fassung unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen, wo- 
bei jeweils das Wort „Bundesgebiet(es)" durch die 
Worte „Geltungsbereich(es) dieses Gesetzes", in 
§ 84 jedoch durch die Worte .„sonstigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes" zu ersetzen ist. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Bereits bei der Verabschiedung des Zweiten Ände- 
rungsgesetzes vom 11. September 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1275) ist eine baldige Beendigung der 
Unterbringung in Aussicht genommen worden. Zur 
Vorbereitung dessen sind schon im Zweiten Ände- 
rungsgesetz auch besondere Maßnahmen (z. B. 
§§ 18 a, 18 b, 24, 24 a) getroffen worden. 

Von den seit Inkrafttreten des G 131 insgesamt rd. 
133 000 erfaßten Unterbringungsteilnehmern an der 
in Kapitel I des Gesetzes geregelten Unterbringung 
(ohne Bahn, Post und Ärbeitsverwaltung) sind bis 
zum Herbst 1959 im öffentlichen Dienst rd. 54 000 
entsprechend wiederverwendet worden und rd. 
40 000 aus anderen Gründen, davon rd. 17 000 nach 
§§ 22 a, 24, 24 a aus der Unterbringung ausgeschie- 
den. Bei rd. 3000 noch vorhandenen Unterbringungs- 
teilnehmern ist aus persönlichen Gründen vorläu- 
fige Zurückstellung erfolgt oder noch eine Entschei- 
dung nach § 18 a, 18 b zu treffen. Etwa rd. 23 000 
Unterbringungsteilnehmer werden unterwertig im 
öffentlichen Dienst, sei es laufbahnentsprechend 
(§ 20) oder in anderer Art beschäftigt. Etwa 13 000 
Unterbringungsteilnehmer sind nicht im öffentlichen 
Dienst wiederverwendet. Von ihnen sind etwa 
55 V. H. Über 55 Jahre alt und gehören zum größ- 
ten Teil Verwaltungszweigen an, in denen eine 
Wiederverwendung nicht mehr aussichtsreich ist. 

Mit dem Dritten Änderungsgesetz ist jetzt eine ab- 
schließende Regelung in Aussicht genommen. Zu 
diesem Zweck sollen folgende Maßnahmen durch- 
geführt werden: 

1. Die Unterbringungsteilnehmer, die im öffent- 
lichen Dienst laufbahnentsprechend (§ 20), aber 
unterwertig verwendet werden und deren Zahl 
auf etwa 18 000 geschätzt wird, sollen von ihren 
jetzigen Dienstherren mit finanzieller Hilfe des 
Bundes nach dem Vorbild des für den Bereich 
des Bundes geltenden § 18 b übernommen wer- 
den. 

2. Unterbringungsteilnehmer, die noch nicht oder 
nicht laufbahnentsprechend (§ 20) wiederverwen- 
det sind, werden in den Ruhestand versetzt. 

3. Die Unterbringungsvorschriften werden aufge- 
hoben und damit die Unterbringungspflicht be- 
endet. 

Außer diesen Maßnahmen, die dem Abschluß der 
Unterbringung dienen, sind andere Änderungen des 
Gesetzes vorgesehen, die hiermit im Zusammen- 
hang stehen oder in sonstiger Beziehung bisherige 
Regelungen des Gesetzes verbessern. So werden 
die Voraussetzungen der Familienzusammenfügung 
erweitert und der bei ihr zu gewährende Unterhalts- 
beitrag erhöht. Bei dem nach § 35 Abs. 1 G 131 er- 
folgenden Eintritt in den Ruhestand sollen auch ge- 
wisse andere Beschäftigungszeiten nach dem 8. Mai 
1945 berücksichtigungsfähig sein, die sonst bei Be- 


amten als Vordienstzeiten eine Berücksichtigung 
finden können; ferner sollen Dienstzeiten nach dem 
8. Mai 1945 nicht nur wie bisher auf die ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit, sondern darüber hinaus 
zur Hälfte auch bei der Bemessung der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge angerechnet werden. Ent- 
sprechendes gilt für die früheren Berufssoldaten so- 
wie Angestellten und Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes. Ferner wird die Beteiligung an der Ver- 
sorgungslast anderer Dienstherren in § 42 G 131 
erweitert. Dazu kommen weitere Verbesserungen, 
teils allgemeiner Art, teils einzelne Gruppen von 
Personen oder von Fällen berührend. Schließlich 
werden Zweifelsfragen geklärt, die bei der bishe- 
rigen Durchführung des Gesetzes aufgetreten sind. 

Einige außerdem im Zuge der Vorbereitung des 
Dritten Änderungsgesetzes angesprochene Fragen 
sind mit Rücksicht auf die zur Erörterung gestellte 
Änderung des Bundesbeamtengesetzes durch den im 
Bundestag bereits vorliegenden Antrag zur Ände- 
rung des letztgenannten Gesetzes (BT-Drucksache 
1630), das auch im Rahmen des Kapitels I und § 62 
G 131 Anwendung findet, der Beratung und Ent- 
scheidung über den genannten Gesetzesantrag zu 
überlassen. 


II. Im einzelnen 

Zu Artikel I 

Nummer 1 

Die Änderung ist redaktioneller Art und trägt der 
Aufhebung der Unterbringung (Nummer 9) Rech- 
nung. 

Nummer 2 

Durch die Änderung in Buchstabe a werden frühere 
Dienstangehörige des ehemaligen Protektorats- 
dienstes, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit 
besaßen, jedoch einen deutschen Ehegatten hatten, 
und nach § 1 des Bundesvertriebenengesetzes als 
Vertriebene anerkannt sind, einbezogen. Entspre- 
chendes gilt nach der Änderung in Buchstabe b für 
solche Dienstangehörige fremder Staaten, die nicht 
deutschen Volkstums waren, aber wegen ihrer 
deutschen Staatsangehörigkeit vertrieben wurden 
oder einen deutschen Ehegatten hatten, und zwar in 
beiden Fällen, sofern sie als Vertriebene (§ 1 des 
Bundesvertriebenengesetzes) anerkannt sind. Die 
vorgesehene Regelung erscheint im Hinblick auf die 
auch sonst erstrebte Eingliederung dieser Personen 
in die soziale Gemeinschaft der Bundesrepublik an- 
gemessen. Buchstabe c stellt klar, daß die Hinter- 
bliebenen eines nach dem 8. 5. 1945 verstorbenen 
Angehörigen der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, d 
bezeichneten Dienststellen, der selbst nicht vertrie- 
ben worden ist, zum Personenkreis des § 1 Abs. 1 
Nr. 5 dann gehören, wenn sie selbst vertrieben und 
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als Vertriebene (§ 1 des Bundesvertriebenengeset- 
zes) anerkannt worden sind; dies ist bisher schon 
in der Verwaltungspraxis bejaht worden, jedoch 
nicht unumstritten geblieben, so daß eine gesetz- 
liche Regelung angebracht erscheint. 

Nummer 3 

Die Änderung ermöglicht, daß über die Anerken- 
nung als Aussiedler für das G 131 nicht mehr nur 
die oberste Dienstbehörde (§ 60) entscheidet, son- 
dern auf Grund deren Ermächtigung diese Anerken- 
nung auch von anderen Dienstellen ausgesprochen 
werden kann. 

Nummer 4 

Die Ergänzung stellt klar, daß § 4 a auch dann An- 
wendung finden kann, wenn der Dienstangehörige 
oder Versorgungsempfänger schon vor dem 9. Mai 
1945 verstorben ist, im Erlebensfälle aber bei einer 
Rückkehr (§ 4 Abs. 1 Nummer 2 Buchstabe c) Rechte 
hätte geltend machen können. Außerdem wird die 
Befreiung mit Wirkung für einen Teilbetrag der Be- 
züge ermöglicht, um die Handhabung der Vorschrift 
beweglicher gestalten zu können. 

Nummer 5 

Nach der in Buchstabe a vorgesehenen Änderung 
soll nicht mehr die Entscheidung der obersten 
Dienstbehörde (§ 60) selbst erforderlich sein. — Die 
Änderung in Buchstabe b erweitert die Vorausset- 
zungen für eine Familienzusammenführung, um die 
bei diesen Sachlagen aufgetretenen Härten aus- 
schließen zu können. — Buchstabe c sieht eine Er- 
höhung des Unterhaltsbeitrages vor, während Buch- 
stabe d sicherstellt, daß nach dem Tode des Zuge- 
zogenen, dem ein Unterhaltsbeitrag bewilligt war 
oder hätte bewilligt werden können, dessen Ange- 
hörigen ein Unterhaltsbeitrag gewährt werden 
kann. 

Nummer 6 

Die Änderung hat redaktionelle Bedeutung. Da aus 
dem Gesetz auch die Rechtswirkungen b^urteilbar 
bleiben müssen, die auf Grund in der Vergangen- 
heit erfolgter Maßnahmen eingetreten sind und da- 
her § 9 insoweit nicht geändert wird, empfiehlt sich 
zum leichteren Verständnis, ausdrücklich auf den 
aufgehobenen § 11 und die in ihm enthaltene be- 
griffliche Bestimmung Bezug zu nehmen. 

Nummer 7 

Die Begründung zu Nummer 6 gilt entsprechend 
auch hier. 

Nummer 8 

Mit diesen Streichungen werden die Vorschriften 
über die Unterbringung aufgehoben, womit auch 
die bisherigen Pflichtanteile für diese entfallen. Im 
übrigen ist auf Abschnitt I zu verweisen. 

Nummer 9 

Die Änderung trägt der Aufhebung der Unterbrin- 
gung Rechnung und hält die eingetretenen Rechts- 
wirkungen bereits erfolgter entsprechender Wieder- 


verwendungen aufrecht. Zugleich erfolgt mit dem 
ausdrücklichen Hinweis auf den in seiner jeweils 
geltenden Fassung in Bezug genommenen § 35 
Abs. 3 Satz 3 eine der Verwaltungspraxis entspre- 
chende Klarstellung im Gesetz selbst. 

Nummer 10 

Die Änderung ist redaktioneller Art und berück- 
sichtigt Änderungen anderer Vorschriften des Ge- 
setzes und des Bundesbeamtengesetzes. 

Nummer 11 

Die Änderung trägt den Ausführungen zu Num- 
mer ‘2 Buchstabe a und b Rechnung. 

Nummer 12 

Nach der in Buchstabe a, b vorgesehenen Änderung 
treten die nicht nach § 71 e zu übernehmenden Be- 
amten z. Wv. in den Ruhestand oder gelten bei 
Nichterfüllung der Wartezeit (§ 106 BBG) als ent- 
lassen. Es sind dies im öffentlichen Dienst nicht oder 
nicht gemäß § 20 Wiederverwendete, wobei für die 
Dienstangehörigen, die nicht gemäß § 20 wieder- 
verwendet sind, noch auf Artikel II § 3 hinzuweisen 
ist. Durch Buchstabe c werden Zeiten, die sonst als 
Vordienstzeiten berücksichtigt werden können, auch 
bei Anwendung des § 35 Abs. 1 berücksichtigungs- 
fähig. Außerdem wird für § 35 Abs. 3 Satz 3 ein 
längerer als achtjähriger Gev/ahrsam der in § 37 b 
Abs. 2, 4 bezeichneten Art der Kriegsgefangenschaft 
gleichgestellt. Schließlich wird die Zeit einer unter- 
wertigen Beschäftigung im öffentlichen Dienst (§ 35 
Abs. 3 Satz 1, 2 Halbsatz 2) zur Hälfte als Dienst- 
zeit im Sinne des Besoldungsrechts angerechnet so- 
wie als Dienstzeit im Sinne des § 109 Abs. 1 BBG 
behandelt und in die dortige Jahresfrist eingerech- 
net; diese Regelung hat auch Bedeutung für die 
Anwendung des über § 29 G 131 geltenden § 158 
BBG. — Nach Buchstabe d erfolgt für die Zeit bis 
zum Vorliegen der normalen Voraussetzungen 
eines Eintritts in den Ruhestand noch eine Anrech- 
nung von Arbeitseinkünften außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes, die jedoch gegenüber der bisherigen 
Regelung für das Ubergangsgehalt in § 37 Abs. 3 
Satz 3 Verbesserungen enthält; nunmehr kann mit 
Hilfe eines entsprechenden Arbeitseinkommens 
über den bisher geltenden Mindestfreibetrag nach 
§ 24 Abs. 2 hinaus die in § 158 BBG bezeichnete 
Höchstgrenze erreicht werden, jedenfalls verbleibt 
aber die Hälfte des genannten Einkommens. Nach 
Vollendung des zweiundsechzigsten Lebensjahres 
oder Eintritt von Dienstunfähigkeit entfällt auch 
diese in den von Artikel 131 GG erfaßten besonde- 
ren Sachverhalten begründete restliche Anrech- 
nung, da sich der in diesen Sonderfällen unter Ab- 
weichung von der allgemeinen Regelung des Ruhe- 
standes eingetretene Ruhestand alsdann den Vor- 
aussetzungen nach den regelmäßigen Fällen des 
Ruhestandes angeglichen hat. 

Nummer 13 

Die Änderung zu Buchstabe a bedeutet eine Verein- 
fachung des Wortlautes, und auch Buchstabe b hat 
nur redaktionelle Bedeutung. 
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Nummer 14 

Diese Streichung entspricht der mit Aufhebung der 
Unterbringung erfolgenden Regelung in § 35 Abs 1, 
§ 71 e (Nummer 12 Buchstabe a, Nr. 45). 

Nummer 15 

Die Änderungen tragen der Aufhebung der Unter- 
bringungsvorschriften und den Änderungen in 
§§ 19, 35 (Nummer 9, 12) Rechnung. 

Nummer 16 

Das zu Nummer 15 Bemerkte gilt entsprechend; 
außerdem werden die zugrunde zu legenden Dienst- 
bezüge festgelegt und das Ende der Zahlungen 
nach § 37 b Abs. 1 kiargestellt. — Artikel II § 6 ist 
zu berücksichtigen. 

Nummer 17 

Die Änderung bewirkt die Anpassung an den ge- 
änderten § 37 b (Nummer 16). 

Nummer 18 

Die Änderungen passen die Vorschrift an die sich 
aus § 35 Abs. 1 (Nummer 12 Buchstabe a) ergebende 
Regelung an, wobei hinsichtlich der Zahlungen an 
die Angehörigen die Anwendung des § 37 b Abs. 1 
Satz 2 (Nummer 16 Buchstabe a) und hinsichtlich 
des Beamten selbst nach seiner Heimkehr die An- 
wendung des § 37 b Abs. 2 Satz 1 (Nummer 16 
Buchstabe b) vorgesehen ist. 

Nummer 19 

In Buchstabe a wird bei der Versorgung der Hinter- 
bliebenen für die Anwendung des § 35 Abs. 3 Satz 3 
(Nummer 12 Buchstabe c) dem Tod in der Kriegs- 
gefangenschaft der Tod in dem in § 35 Abs. 3 Satz 3 
Halbsatz 2 bezeichneten Gewahrsam gleichgestellt 
(vgl. Nummer 12 Buchstabe c Satz 4). Durch Buch- 
stabe b erfolgt für die Hinterbliebenen der unter 
§ 37 a fallenden Beamten auf Widerruf, die in 
Kriegsgefangenschaft oder Gewahrsam der in § 37 b 
Abs. 2, 4 bezeichneten Art nach dem 8. Mai 1945 
verstorben sind, eine Regelung, die der für diese 
selbst in § 37 a vorgesehenen entspricht (Nummer 
15), wobei es wie dort in Satz 2 auf einen bis zum 
1. April 1951 begründeten Gewahrsam ankommt. 

Nummer 20 

Die Änderungen dienen der Vereinfachung; es ent- 
scheidet jetzt nicht mehr allein die oberste Dienst- 
behörde (§ 60) und die bisher vorgesehene Zustim- 
mung der Bundesminister des Innern und der 
Finanzen entfällt. 

Nummer 21 

In Buchstabe a und c wird der Aufhebung der 
Unterbringung Rechnung getragen. Durch Buch- 
stabe b wird die Regelung in § 42 Abs. 1 Satz 3 er- 
gänzt. — Buchstabe d ermöglicht die entsprechende 
Anwendung des § 42 Abs. 1 in Fällen, in denen 


eine Nachversicherung durch Wiederverwendung 
des von §§ 4, 81 Abs. 4 betroffenen Nachversicher- 
ten entfällt (§ 72 a Abs. 2). Dies gilt auch für als 
nachversichert geltende Personen, die deswegen 
nach dem G 131 keinen Anspruch oder keine An- 
wartschaft auf Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung haben, weil sie infolge der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b erfolgten Abgrenzung nicht zum 
Personenkreis des Kapitels I gehören. Für diese 
wegen der außerhalb des Bundesgebietes ausge- 
sprochenen Entziehung ihrer Beamteneigenschaft 
zum Personenkreis dos Artikels 131 GG gehörenden 
Personen ist in § 1 Abs. 1 Nummer 1 Buchstabe b 
die Regelung dahin erfolgt, daß Rechte nach Ka- 
pitel I nur eingeräumt werden, wenn diese Perso- 
nen über das vorstehend erwähnte allgemeine Ab- 
sprechen ihrer Beamteneigenschaft hinaus gezwun- 
gen waren, auch die tatsächliche Dienstleistung auf- 
zugeben, oder letztere nur noch in unzumutbarer 
Weise fortsetzen konnten (BVerwG, Urteil vom 
19. Oktober 1959 — BVerwG VI C 386.56); andern- 
falls kommt nur eine Nachversicherung nach Maß- 
gabe des § 72 in Betracht. Um jedoch eine im Allge- 
meininteresse liegende Wiederverwendung auch 
dieses Personenkreises zu erleichtern, erscheint die 
in Buchstabe d vorgesehene Regelung geboten. — 
Letztere Erwägung gilt auch für die durch Buch- 
stabe e vorgeschlagene Beteiligung an der Versor- 
gungslast der nach § 35 Abs. 1, 2 (Nummer 12 Buch- 
stabe a, b) mit Ablauf des 31. Dezember 1960 in den 
Ruhestand tretenden oder entlassenen Beamten 
z. Wv. oder bis dahin an der Unterbringung teil- 
nehmenden Beamten auf Widerruf. 

Nummern 22, 23 

Hierfür gilt die Begründung zu Nummer 3. 

Nummer 24 

Die Änderung dient der Anpassung an die in 
§§ 37 b, d (Nummern 16, 18) erfolgten Änderungen. 

Nummer 25 

Zu Buchstabe a gilt das bei Nummer 2 Buchstabe b 
Ausgeführte entsprechend. Die durch Buchstabe b 
vorgesehene Ergänzung entspricht der in der Ver- 
waltungspraxis geübten, aber nicht unzweifelhaft 
gebliebenen Handhabung, so daß eine Klarstellung 
durch das Gesetz geboten erscheint. 

Nummer 26 

Die Änderungen hängen mit der Aufhebung der 
Unterbringung zusammen. Nach dem Fortfall der 
Unterbringung verbleibt in § 52 a noch die Gewäh- 
rung der Übergangsbezüge bis zu dem in § 52 a 
Abs. 3 bezeichneten Zeitpunkt, wobei entsprechend 
der bisherigen Regelung im Falle des § 24 Abs. 2 
jetzt auch die in § 35 Abs. 4 (Nummer 12 Buch- 
stabe d) vorgesehenen Verbesserungen zur Geltung 
kommen und auf Beschäftigungszeiten im öffent- 
lichen Dienst § 35 Abs. 3 Satz 4 (Nummer 12 Buch- 
stabe c) sinngemäß Anwendung findet. 
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Nummer 27 

Mit der Aufhebung der Unterbringung entfällt auch 
die Anrechenbarkeit auf die Pflichtanteile. Im übri- 
gen gilt das zu Nummer 26 Ausgeführte auch hier. 

Nummer 28 

Mit der Änderung in Buchstabe a wird der Entlas- 
sung aus Kriegsgefangenschaft nach dem 1. Septem- 
ber 1953 (Spätestheimkehrer) die Heimkehr aus 
einem mindestens gleichlangen bis zum 1. April 
1951 begründeten Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 4) 
gleichgestellt. Außerdem wird für die entsprechende 
Anwendung des § 35 Abs. 1 (Nummer 12 Buch- 
stabe a) der dortige Hinweis auf § 71 e (Nummer 45) 
durch die Bezugnahme auf § 71 g (Nummer 45) er- 
setzt. — In Buchstabe b wird der Gleichstellung 
mehr als achtjährigen Gewahrsams mit der bis zum 
1. September 1953 dauernden Kriegsgefangenschaft 
auch hinsichtlich der Anrechnung der Gewahrsams- 
zeit auf die Statuszeiten Rechnung getragen. — Die 
Änderung in Buchstabe c ergibt sich aus der Auf- 
hebung der Unterbringung. — In Buchstabe d wer- 
den die Folgerungen aus der mit Buchstabe a er- 
folgenden Gleichstellung eines Gewahrsams der in 
§ 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art mit der Kriegs- 
gefangenschaft für die Hinterbliebenenversorgung 
gezogen. Zugleich wird auch noch sichergestellt, daß 
die Regelung, wie sie für die Hinterbliebenen der 
den Stichtag (8. Mai 1935) nicht erfüllenden Berufs- 
soldaten nach § 53 Abs. 2 Satz 3 maßgebend ist, 
auch für die Hinterbliebenen solcher in Kriegs- 
gefangenschaft oder Gewahrsam verstorbener Be- 
rufssoldaten gilt, die zwar die Voraussetzungen des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1, aber nicht die für die 
Gleichbehandlung mit einem Beamten auf Lebens- 
zeit erforderliche Statuszeit erfüllen. — Die Ände- 
rung zu Buchstabe e trägt dem zu Nummer 2 Buch- 
stabe a, b Ausgeführten Rechnung. 

Nummer 29 

Die Änderungen tragen der Aufhebung der Unter- 
bringung Rechnung. 

Nummer 30 

Für die Änderung gilt das zu Nummer 28 in Satz 2 
Ausgeführte. 

Nummer 31 

Durch die Ergänzung des § 54 b wird dessen An- 
wendung auch auf die Berufssoldaten erstreckt, die 
zwar die Voraussetzungen des § 53 Abs. 1 Satz 1 
erfüllen, jedoch nicht die erforderliche Statuszeit 
(§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nummer 1, § 54 Abs. 3 Satz 1) 
erreichen. 

Nummer 32 

Mit der Änderung wird, wie in § 53, der Entlassung 
aus Kriegsgefangenschaft nach dem 1. September 
1953 (Spätestheimkehrer) die Heimkehr aus einem 
gleichlangen Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 4) gleich- 
gestellt. 


Nummer 33 

Mit dieser Änderung werden die für die Bundes- 
beamten geltenden Bestimmungen über Beihilfen 
und Unterstützungen für entsprechend anwendbar 
erklärt. Die Ausführung regeln die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen, wobei vor allem auch 
der Personenkreis näher bestimmt werden soll. 

Nummer 34 

In Buchstabe a wird die Anwendung des § 56, ins- 
besondere auch hinsichtlich seines Absatzes 3, für 
den Bereich des § 61 sichergestellt. Durch die Er- 
gänzung in Buchstabe b soll die Durchführung des 
§ 61 Abs. 1 erleichtert werden; der Erlaß von 
Rechtsverordnungen entfällt, wenn die Gewährung 
der nach dem Gesetz zustehenden Versorgung durch 
eine Verwaltungsvereinbarung mit einer entspre- 
chenden Einrichtung sichergestellt werden kann. 

Nummer 35 

Die Änderung in Buchstabe a trägt der Aufhebung 
der Unterbringungsvorschriften Rechnung, während 
Buchstabe b die Änderungen und Ergänzungen des 
§ 42 (Nummer 21) hierher überträgt. 

Nummer 36 

Das zu Nr. 35 Buchstabe a Gesagte gilt auch hier. 

Nummer 37 

In Buchstabe a wird die Anwendung auch der §§109 
und 112 BBG sichergestellt, die sich für § 112 im 
Rahmen des § 29 Abs. 3, § 48 schon bisher ergab 
und hinsichtlich des § 109 insoweit einem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 24. Mai 1957 — 
BVerwG VI 395.56 — Rechnung trägt. In Buch- 
stabe b erfolgt die Anpassung an die in § 139 Abs. 1 
Nummer 48 Buchstabe b, Abs. 2, 4 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 667) zu § 180 Abs. 1 Satz 2 Nummer 4 
Halbsatz 2 BBG getroffene Regelung. 

Nummer 38 

In Buchstabe a wird das Bestattungsgeld in Anpas- 
sung an § 36 Abs. 1 und § 53 der Neufassung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 6. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 469) verbessert. Buchstabe b be- 
stätigt die bisherige Verwaltungspraxis, da zweifel- 
haft geworden ist, ob diese Regelung auf dem Ver- 
waltungswege möglich sei. 

Nummer 39 

Für die Änderung in Buchstabe a Satz 1 gilt das zu 
Nummer 20 Gesagte; die Änderung in Satz 2 stellt 
die Anwendung der dort erwähnten Vorschriften 
auf diesen Personenkreis sicher. Buchstabe b ent- 
spricht der Änderung des § 53 Abs. 1 Satz 1 Halb- 
satz 1 (Nummer 28 Buchstabe a), 

Nummer 40 

Die Änderungen in Buchstabe a, b tragen der Auf- 
hebung der Unterbringung Rechnung. Durch Buch- 
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stabe c soll die bestehende Verwaltungsübung ge- 
setzlich bestätigt werden. 

Nummer 41 

Die Streichungen ergeben sich aus der Aufhebung 
der Unterbringung. 

Nummer 42 

Die Änderungen sind durch die Änderungen der 
§§ 52 b, 54 (Nummer 27, 29) bedingt. 

Nummer 43 

Die Änderung stellt sicher, daß für die bisherigen 
Unterbringungsteilnehmer und die bisher anrechen- 
baren Personen Höchstaltersgrenzen für Einstellun- 
gen nicht gelten. 

Nummer 44 

Die Änderungen in Buchstabe a, b tragen der Auf- 
hebung der Unterbringungsvorschriften Rechnung. 
Die Ergänzung durch Buchstabe c ermöglicht die 
Anwendung des § 71 d auch in den dort bezeich- 
neten Fällen (vgl. auch Artikel II § 10). 

Nummer 45 

Mit den hierdurch eingefügten §§ 71 e bis h wird 
der Abschluß der Unterbringung auch hinsichtlich 
der im öffentlichen Dienst wiederverwendeten 
Unterbringungsteilnehmer herbeigeführt. Im einzel- 
nen ist zu bemerken; 

Zu §71 e 

Wie in dem bisherigen § 18 b handelt es sich in 
§ 71 e Absatz 1 um eine echte Alternative, bei der 
der Dienstherr über die Anwendung der einen oder 
der anderen Art der Unterbringung entscheidet. Zu- 
gleich ist in Absatz 1 für gewisse Fälle eine Rege- 
lung zum Vergleich der früheren und jetzigen Lauf- 
bahn des Beamten z. Wv. erfolgt, ebenso für den 
Fall, daß er jetzt als Angestellter beschäftigt ist; 
für letztere Fälle ist dabei auf die bis zum 31. De- 
zember 1959 geltende Fassung der Tarifordnung A 
abgestellt, weil danach bei verschiedenen Ver- 
gütungsgruppen Änderungen erfolgt sind, die auch 
deren Verhältnis zu den Laufbahngruppen geändert 
haben, so daß sich insoweit kein zutreffender Ver- 
gleich mehr ergeben würde. Die Bundesbahn und 
Bundespost gelten für die Anwendung des § 71 e 
als besondere Dienstherren. — Die Unterbringung 
soll, wie in § 71 e Abs. 2 geregelt wird, ohne Be- 
einträchtigung der normalen Personal- und Haus- 
haltswirtschaft der Dienstherren erfolgen, nämlich 
in zusätzlichen, an die Person gebundenen und als 
solche gekennzeichneten kw- oder ku-Planstellen, 
es sei denn, daß die oberste Dienstbehörde, in deren 
Bereich der Unterzubringende beschäftigt ist, die 
Voraussetzungen des § 71 e Abs. 2 Satz 2 als ge- 
geben ansieht. Zu der nach § 71 e Abs. 1, 2 erfol- 
genden Unterbringung wird nach Absatz 3 vom 
Bund oder sonst zuständigen Träger der Versor- 
gungslast ein Zuschuß in Höhe des Unterschieds- 
betrages zwischen den am 31. Dezember 1960 zu- 
stehenden Dienstbezügen (Vergütung, Lohn) und 


den bei entsprechender Wiederverwendung jeweils 
zustehenden Dienstbezügen, d. h. unter Berücksich- 
tigung des Aufsteigens in den Dienstaltersstufen 
dieser bis zur Endstufe der Besoldungsgruppe des 
für die entsprechende Wiederverwendung maßge- 
benden Amtes, gewährt; hierbei bleiben Kinderzu- 
schläge beiderseits ausgeklammert. Durch eine 
Überführung in eine normale Planstelle oder eine 
Beförderung wird der in vorstehendem Umfange zu 
gewährende Zuschuß nicht beeinträchtigt. Nach Ein- 
tritt des Versorgungsfalles wird der Zuschuß unter 
entsprechender Ermäßigung weitergezahlt; hiQsicht- 
lich des restlichen Teiles des Versorgungsbezuges 
bleibt § 42 Abs. 1 anwendbar. — Nach § 71 e Abs. 4 
und 5 finden die Vorschriften über die Übernahme 
(Abs. 1 bis 3) in den dort bezeichneten Fällen keine 
Anwendung, wobei zu Absatz 5 Satz 2 hinsichtlich 
des Begriffs der gleichwertigen Laufbahn auf § 2 
Abs. 2 Satz 2 der Bundeslaufbahnverordnung hin- 
zuweisen ist. — § 71 e Abs. 6 bestimmt, daß die 
Vorschriften der Absätze 1 bis 5 auch für die am 
31. Dezember 1960 an der Unterbringung teilneh- 
menden früheren Beamten auf Widerruf gelten. 
§ 71 e Abs. 7 regelt das gleiche für unter §§ 62, 63 
fallende Personen. 

Zu §71 f 

Durch diese Vorschrift wird § 71 e hinsichtlich der 
an der Unterbringung teilnehmenden Angestellten 
und Arbeiter (§§ 52, 52 a) für sinngemäß anwendbar 
erklärt. Im Gegensatz zu § 71 e, in dem Personen 
behandelt werden, die am 8. Mai 1945 bereits eine 
auch nach diesem Gesetz anerkannte beamtenrecht- 
liche Rechtsstellung innehatten, die ihnen nach Maß- 
gabe des § 71 e in der einen oder anderen Über- 
nahmeart nur wiederverschafft wird, handelt es sich 
hier um Personen, die am 8. Mai 1945 keine Beam- 
ten waren, weshalb — unbeschadet des in § 71 c 
Bestimmten — hervorgehoben ist, daß sie für die 
Anwendung dieser Vorschrift, und zwar bei beiden 
Ubernahmearten, alle beamtenrechtlichen Erforder- 
nisse für eine nunmehr erstmalige Übernahme als 
Beamter erfüllen müssen. 

Zu § 71g 

In § 71 g Abs. 1 wird die Übernahme der am 31. De- 
zember 1960 im öffentlichen Dienst entsprechend 
§ 20 Abs. 1, 2 wiederverwendeten Berufssoldaten 
geregelt, und zwar in Satz 1, soweit sie im Trup- 
pendienst der Bundeswehr verwendet sind, und in 
Satz 2, soweit sie sonst im öffentlichen Dienst be- 
schäftigt sind. Hinsichtlich der letzteren Fälle gilt 
das zu § 71 f in Satz 2 Ausgeführte ebenfalls, da es 
sich auch hier um Personen handelt, die am 8. Mai 
1945 keine Beamten waren. — Absatz 2 enthält 
eine Regelung, die den zu dem oben genannten 
Zeitpunkt im öffentlichen Dienst wiederverwende- 
ten Berufsunteroffizieren die entsprechende Wie- 
derverwendung nach § 54 Abs. 2 erleichtert. Auf 
ihren bis zum 30. Juni 1961 zu stellenden Antrag 
sind sie in den Vorbereitungsdienst der nach § 54 
Abs. 2 in Betracht kommenden Laufbahn zu über- 
nehmen und erhalten bis zu der nach Bestehen der 
Laufbahnprüfung erfolgenden Übernahme (§ 71 e 
Abs. 1 bis 3) vom Bund ein Unterhaltsgeld in Höhe 
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der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Wird kein An- 
trag gestellt, so treten Berufsunteroffiziere mit min- 
destens achtzehnjähriger Dienstzeit nach § 53 in 
Verbindung mit § 35 Abs. 1 (Nr. 12 Buchstabe a) 
in den Ruhestand; sind noch nicht achtzehn Dienst- 
jahre abgeleistet, so gilt statt dessen § 54 Abs. 3 
(Nr. 29 Buchstabe b). Für die Berufsunteroffiziere, 
die am 31. Dezember 1960 in der nächstniedrigeren 
Laufbahn, aber damit noch nicht nach § 54 Abs, 2 
entsprechend wiederverwendet sind, tritt an die 
Stelle des Vorbereitungsdienstes und der Laufbahn- 
prüfung für die nach § 54 Abs. 2 maßgebende Lauf- 
bahn die Zulassung für letztere und die Aufstiegs- 
prüfung in entsprechender Anwendung des § 21 
Abs. 1 bis 3, § 26 Abs. 1 bis 3 der Bundeslaufbahn- 
verordnung oder dieser entsprechenden Vorschrif- 
ten des Dienstherrn; auch hier verbleibt es bei dem 
Antragserfordernis des § 71 g Abs. 2 Satz 1. Der 
Berufsunteroffizier kann schon vor Ablauf der Aus- 
schlußfrist (30. Juni 1961) auf sein Antragsrecht 
verzichten. — Die vorstehende Regelung für die 
Berufsunteroffiziere gilt nach § 71 g Abs. 4, 5 sinn- 
gemäß auch für die entsprechenden berufsmäßigen 
Angehörigen des früheren Reichsarbeitsdienstes 
und die Militär- und Reichsarbeitsdienstanwärter. 

Zu § 71h 

Die Vorschrift hält die nach dem bisherigen § 24 a, 
ggf. in Verbindung mit Artikel II Absatz 9 des 
Zweiten Änderungsgesetzes vom 11. September 
1957 (BGBl. I S. 1275), erworbenen Anwartschaften 
und Ansprüche aufrecht; zugleich werden die in 
§ 35 Abs. 3 (Nummer 12 Buchstabe c) vorgesehenen 
Verbesserungen auch hier berücksichtigt. 

Nummer 46 

Die Änderung in Buchstabe a Satz 1 entspricht der 
Änderung in Nr. 2 Buchstabe a. Satz 2 entspricht 
der schon bisher von der Bundesregierung zu der 
Anwendung des § 72 auf diesen Personenkreis ver- 
tretenen Auffassung; jedoch empfiehlt sich eine 
ausdrückliche Klarstellung im Gesetz. Entsprechen- 
des gilt für Buchstabe b. — Die Ergänzung in Buch- 
stabe c soll es im Interesse einer raschen Zahlungs- 
aufnahme dem Versicherungsträger ermöglichen, 
durch eidesstattliche Versicherung des Antragstel- 
lers eine Sicherheit dafür zu erhalten, daß nicht 
etwa seit der Erteilung der Bescheinigung der Ver- 
sorgungsdienststelle über die Nachversicherung, die 
u. U. längere Zeit zurückliegen kann, die Voraus- 
setzungen der Nachversicherung nach § 72 a entfal- 
len sind. — Die in Buchstabe d Satz 1 vorgesehene 
Klarstellung trägt dem Umstand Rechnung, daß inner- 
halb des Bereiches des Bundes nicht nur dieser selbst, 
sondern nach § 58 Abs. 2 auch andere Träger der Ver- 
sorgungslast zuständig sind. Die Änderung in Satz 2 
erscheint gegenüber der bisherigen Regelung 
zweckmäßiger. Die Streichung in Buchstabe e dient 
der Vereinfachung. 

Nummer 47 

Die Ergänzung stellt sicher, daß für die Zeit vor 
dem Inkrafttreten der Rentenneuregelungsgesetze 
(1. Januar 1957) von der letzten vor diesem Zeit- 


punkt liegenden Rente und dem für den gleichen 
Monat zustehenden Versorgungsbezug ausgegan- 
gen wird, so daß die in § 72 a Abs. 1 Satz 2 jetziger 
Halbsatz 1 bezeichnete Rente und der für den glei- 
chen Monat zustehende Versorgungsbezug nur für 
den Zeitraum seit dem 1. Januar 1957 maßgebend 
bleiben. 

Nummer 48 

Die Änderung in Buchstabe a trägt der Ersetzung 
des § 24 a durch den § 71 h (Nummer 45) Rechnung. 
Durch Buchstabe b wird für die Berufssoldaten und 
berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes, die nicht den Beamten auf Wider- 
ruf gleichstehen (§ 53 Abs. 2 Satz 3), die Anwen- 
dung des § 73 ermöglicht, wenn die Voraussetzungen 
des § 73 Abs. 5 Satz 2 vorliegen; hierzu ist auch auf 
Artikel II § 13 hinzuweisen. In Buchstabe c werden 
für die Befreiung von der Versicherungspflicht den 
Ruhestandsbeamten Personen gleichgestellt, die 
nach der dem G 131 eigentümlichen Regelung des 
früheren § 24 a, die in § 71 h (Nummer 45) aufrecht- 
erhalten ist, Anwartschaft auf Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung haben. 

Nummer 49 

Hierzu gilt das zu Nummer 48 Buchstabe b Ausge- 
führte entsprechend. 

Nummer 50 

Die Vorschrift wird infolge der Aufhebung der Un- 
terbringung gegenstandslos. 

Nummer 51 

Die Ergänzung ermöglicht in den Fällen, in denen 
Beamte unter alleiniger Aufbringung der Beiträge 
durch den Dienstherrn versichert waren, die An- 
wendung des § 77 a auf die auf diesen Beiträgen 
beruhenden Renten. 

Nummer 52 

Die Vorschrift trägt den mit der Aufhebung der 
Unterbringungsvorschriften eintretenden Änderun- 
gen Rechnung und ermöglicht zugleich im Rahmen 
des § 78 a Abs. 2 auch die Erstattung von Beihilfen 
und Unterstützungen. 

Nummer 53 

Die Änderung in Buchstabe a hat redaktionelle Be- 
! deutung. Buchstabe b trägt dem Umstand Rechnung, 
daß eine Ergänzung der Anlage A zu § 2 auch durch 
Gesetz erfolgen kann, und erübrigt für diesen Fall 
i nunmehr eine besondere Regelung jeweils in den 
i einzelnen Gesetzen selbst. 

Nummer 54 

Die Streichung ist durch die Aufhebung der Unter- 
bringung bedingt. 

Nummer 55 

Die beiden Einrichtungen erfüllen die Voraussetzun- 
I gen für die Aufnahme in die Anlage A zu § 2, so 
j daß ihre Einbeziehung vorgesehen wird. Weitere 
I Einrichtungen werden noch überprüft, über deren 
i Einbeziehung dann auch zu entscheiden sein wird. 
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Zu Artikel II 

Artikel II enthält die Überleitungsvorschriften, zu 
denen im einzelnen zu bemerken ist: 

In § 1 weiden die bis zum 31. Dezember 1960 ent- | 
standenen Zahlungsverpflichtungen auf Grund jetzt | 
aufzuhebender Vorschriften aufrechterhalten und , 
auf die nach dem bisherigen § 18 a zugesicherten j 
Zuschüsse § 71 e Abs. 3, 6 und §§ 71 f, 71 g (Ar- | 
tikel I Nummer 45) für anwendbar erklärt. Außer- | 
dem werden die auf Grund der aufzuhebenden | 
§§ 24, 24 b Abs. 3, §§ 24 c bis 24 e eingetretenen | 
Rechtsfolgen für die Zeit nach dem 31 Dezember i 
1960 geregelt. 

§ 2 hält die bisher schon in den zu § 61 erlassenen 
Rechtsverordnungen vorgesehene entsprechende 
Anwendung der §§ 27, 28 aufrecht und gestattet, : 
diese auch in noch zu erlassenden Rechtsverordnun- ^ 
gen zu § 61 anzuordnen. Wenn auch die Unterbrin- j 
gungs Vorschriften, darunter also auch die §§ 12 
bis 17, aufgehoben sind, so hat im Rahmen der 
Rechtsverordnungen zu § 61 die entsprechende An- 
wendung der §§ 27, 28 doch hinsichtlich der Erfül- 
lung der verbleibenden Verpflichtungen der ent- 
sprechenden Einrichtungen (Aufnahmeeinrichtun- 
gen) und deren Überwachung durch die Aufsichts- 
behörden sowie hinsichtlich der Einziehung ausste- 
hender Beiträge noch Bedeutung. 

ln § 3 werden die nach § 35 Abs. 1, 2 (Artikel I 
Nummer 12 Buchstabe a, b) zum 31. Dezember 1960 
in den Ruhestand tretenden oder entlassenen Be- 
amten z. Wv. und gleichzubehandelnden Personen, 
die im öffentlichen Dienst wiederverwendet sind, 
entsprechend dem bisherigen § 20 Abs. 3 in ihrem 
Arbeitsplatz geschützt. Wenn der Dienstherr sie 
bis zum 31. Dezember 1965 entsprechend § 71 e (Ar- 
tikel I Nummer 45) übernimmt, womit ihr Ruhe- 
stand dann endet, sind § 71 e Abs. 3, 5 Satz 3 und 
die §§ 71 f und 71 g sinngemäß auch auf sie an- 
wendbar. Der Schutz des Arbeitsplatzes gilt auch 
für die an der Unterbringung teilnehmenden frühe- 
ren Beamten auf Widerruf und ihnen hinsichtlich 
des § 20 Abs. 3 gleichbehandelten Personen sowie 
die in § 71 g Abs. 2 bezeichneten Berufsunteroffi- 
ziere und berufsmäßigen Angehörigen des früheren 
Reichsarbeitsdienstes. Falls Anspruch auf einen Un- 
terhaltsbeitrag besteht oder ein solcher nach § 70 
bewilligt werden kann, findet auf diesen Personen- 
kreis. auch Satz 2 sinngemäß Anwendung. 

§ 4 sieht vor, daß auch die bei einer öffentlich- 
rechtlichen Einrichtung ohne Dienstherrnfähigkeit 
wiederverwendeten Beamten zur Wiederverwen- 
dung oder früheren Beamten auf Widerruf sowie 
die in § 71 g (Artikel I Nummer 45) bezeichneten 
Berufssoldaten und berufsmäßigen Angehörigen des 
früheren Reichsarbeitsdienstes, wenn sie dies bei 
ihrem Dienstgeber bis zum 30. Juni 1961 beantra- 
gen, in sinngemäßer Anwendung der §§ 71 e und 
71 g in den in § 42 Abs. 1 Satz 3 bezeichneten 
Rechtsstand zu übernehmen sind; hierdurch ändert 
sich nichts daran, daß sie nach § 35 Abs. 1 im Ruhe- 
stand oder nach § 35 Abs. 2 entlassen sind (Arti- 
kel I Nummer 12 Buchstabe a, b) oder sich in der 
nach § 54 Abs. 3 (Artikel I Nummer 29 Buchstabe b) 
zustehenden Rechtsstellung befinden, so daß über 


§ 29 des Gesetzes der § 158 und späterhin § 160 des 
Bundesbeamtengesetzes anzuwenden sind. Für die 
unter §§ 52, 52 a fallenden Angestellten und Arbei- 
ter, die bei diesen Dienstgebern beschäftigt sind, 
ist eine besondere Regelung, wie für die vor- 
stehend genannten Personen nicht erforderlich. 

§ 5 sieht die nachträgliche Erteilung der nach § 35 
Abs. 3 Satz 2 (Artikel I Nummer 12 Buchstabe c) 
erforderlichen Genehmigung vor, wenn die dort be- 
zeichneten Tätigkeiten schon vor dem 1. Januar 
1961 aufgenommen worden sind. 

ln § 6 wird der nach den bisherigen Vorschriften 
bereits erfolgte Eintritt in den Ruhestand aufrecht- 
erhalten, jedoch sichergestellt, daß auch diesen Per- 
sonen die Regelung des § 37 b Abs. 2 (Artikel I 
Nummer 16 Buchstabe b) zugute kommt, anderer- 
seits aber auch keine Verminderung der Bezüge 
eintritt. 

§ 7 entspricht der bereits in Artikel II Abs. 14 des 
Zweiten Änderungsgesetzes vom 11. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1275) getroffenen Rege- 
lung, daß für die vor der Verkündung liegenden 
Zeiträume keine Erstattung erfolgt. Eine Erstattung 
dieser Bezüge erfolgt ferner nicht in den Fällen des 
§ 42 Abs. 5 Satz 2 bis 4 (Artikel I Nummer 21 Buch- 
stabe d). Soweit nach § 42 Abs. 5 Satz 4 eine Zu- 
stimmung erforderlich ist, kann diese für die zu- 
rückliegenden Fälle bis zum 30. Juni 1961 nachge- 
holt werden. 

In § 8 wird die bisherige Verwaltungsübung bestä- 
tigt, nach der auch Zuschüsse nach § 18 a vorschuß- 
weise gezahlt werden. 

§ 9 entspricht der in § 139 Abs. 1 Nummer 48 Buch- 
stabe b, Abs. 2, 4 des Beamtenrecht^rahmengesetzes 
getroffenen Regelung. 

§ 10 gestattet die Nachholung von Anträgen nach 
§ 71 d Abs. 4 Satz 2 (Artikel I Nummer 44 Buch- 
stabe c) bis zum 31. Dezember 1961, wenn die dort 
bezeichneten Voraussetzungen schon vor Verkün- 
dung dieses Änderungsgesetzes eingetreten sind. 

§ 11 Abs. 1 führt die Beendigung des Rechtsstandes 
zur Wiederverwendung entsprechend § 71 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 (Artikel I Nummer 45) auch in 
den Fällen des bisherigen § 18 a Abs. 1 Satz 2, 
§ 18 b herbei. In Absatz 2 wird die Rechtsstellung 
der nach § 71 e bis 71 g (Artikel I Nummer 45 zu 
übernehmenden Personen bis zu der dort vorgese- 
henen Übernahme geregelt. Hierzu ist auch zu be- 
achten, daß § 42 Abs. 1, 3, 4 ohnehin entsprechend 
gilt (§ 71 e Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2). 

§ 12 beläßt es bei den nach den bisherigen Vor- 
schriften durchgeführten Erstattungen. 

§ 13 gestattet die Nachholung von Anträgen gemäß 
§ 73 Abs. 5 Satz 2 und § 74 Abs. 2 Satz 2 (Artikel I 
Nummer 48 Buchstabe b, Nummer 49) bis zum 
31. Dezember 1961, wenn die Voraussetzungen der 
genannten Vorschriften bei den auf Grund der 
jetzigen Änderungen von ihnen erfaßten Personen 
schon vor Verkündung dieses Änderungsgesetzes 
j eingetreten sind; außerdem werden für diese Per- 
I sonen die Zeitpunkte für die Anwendung des § 73 
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Abs. 1 Satz 3, Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 sowie des 
§ 74 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 
durch der Verkündung dieses Anderungsgesetzes 
angepaßte Zeitpunkte ersetzt. Ferner wird be* 
stimmt, daß Entsprechendes auch für die Anträge 
von Arbeitgebern dieser Personen auf Rückforde- 
rung von Beiträgen gilt. Schließlich wird die Erneue- 
rung bisher abgelehnter Anträge bis zum 31. De- 
zember 1961 zugelassen. 

§ 14 ermöglicht, Renten aus den bis zum Ablauf des 
8. Mai 1945 vorhanden gewesenen Anwartschaften 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen zahlbar 
zu machen, woran auch die Dienstherren interessiert 
sind. 

§ 15 erstreckt die Regelung des § 73 Abs. 5 Satz 3 
(Artikel I Nummer 48 Buchstabe c) auf die Zeit der 
Geltung des § 24 a Abs. 2 und regelt die Stellung 
und Erneuerung von Anträgen. 

§ 16 regelt die Nachversicherung für die nach dem 
8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst abgeleisteten Be- 
schäftigungszeiten solcher Beamten zur Wiederver- 
wendung und gleichzubehandelnden Personen, die 
nach § 35 Abs. 2 (Artikel I Nummer 12 Buchstabe b) 
als entlassen gelten und bis zum 31. Dezember 1960 
auch aus der Wiederverwendung eine Antwart- 
schaft oder einen Anspruch auf Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung nicht erworben haben; § 72 
Abs. 2 Satz 1, 2, Abs. 3 bis 6, 11 und 13 gilt ent- 
sprechend, wobei für die Anwendung des § 72 
Abs. 11 Satz 1 an die Stelle des Versorgungsträgers 
insoweit der wiederverwendende Dienstherr tritt. 
Freiwillige Beiträge, die für die hiernach als nach- 
versichert geltenden Zeit entrichtet wurden, werden 
auf einen bis zum 31. Dezember 1961 zu stellenden 
Antrag zurückgezahlt. 

In § 17 werden die bisher nach § 78 a in Höhe des 
Übergangsgehaltes bewilligten Zuschüsse auf die 
Höhe des Ruhegehaltes umgestellt und die Anwen- 
dung des § 42 Abs. 1 in diesen Fällen weiterhin 
ausgeschlossen. 

Die Änderung in § 18 Abs. 1 sichert, daß in den 
Fällen, in denen erst nach dem 31. März 1959 ein 
Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Gesetzes unter den Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 Nummer 2, Abs. 3, § 4 Abs. 1 Num- 
mer 2, Abs. 3, § 4 b begründet oder ein Antrag 
nach § 4 a gestellt oder die Anlage A zu § 2 ergänzt 
wird, die Ausschlußfrist erst mit dem Ende des Jah- 
res abläuft, das auf das Jahr folgt, in dem das nach 
dem vorstehend Ausgeführten maßgebende Ereignis 
eingetreten ist. Eine entsprechende Regelung wird 
für die in Satz 4 bezeichneten Witwen, deren durch 
Wiederverheiralung eingegangene Ehe aufgelöst 
oder für nichtig erklärt ist oder wird, getroffen. Fer- 
ner wird Satz 3 auch auf die Anmeldung von Unfall- 
fürsorgeansprüchen erstreckt. Die Änderung in § 18 
Abs. 2 stellt klar, daß der Versorgungsberechtigte, 
dessen Unfallfürsorgeansprüche unberührt geblie- 
ben sind, auf seinen Antrag statt dieser die Versor- 
gung nach § 181 a BBG erhalten kann. § 18 Abs, 3 
bestimmt, daß auch neben Übergangsbezügen nach 
§ 52 a Äbs. 2 kein Entlassungsgeld nach § 71 b ge- 
währt wird, wie dies schon bei Übergangsbezügen 


nach § 52 b Abs. 2 gilt. Die Änderung in § 18 Abs. 4 
Nummer 1 stellt den in Artikel I Nr, 43 des Zweiten 
Änderungsgesetzes vom 11. September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1275) bezeichneten Personenkreis 
den Umsiedlern, die von jeher in § 51 erfaßt waren, 
hinsichtlich des Beginns von Zahlungen nach § 51 
gleich. Nummer 2 ist die Richtigstellung eines 
Schreibfehlers. 


Zu Artikel III 

In Artikel III werden im Zusammenhang mit der 
Änderung des G 131 stehende Änderungen anderer 
Gesetze vorgenommen. 

In § 1 handelt es sich um eine redaktionelle Berich- 
tigung, da an die Stelle des § 52 die §§ 52, 52 a 
und 52 b getreten sind. 

In § 2 wird das dort genannte Gesetz an die sich 
aus der Aufhebung der Unterbringung und der Ein- 
fügung der §§ 71 e, 71 f und 71 g (Artikel I Num- 
mer 45) ergebende Rechtslage angepaßt. 

Die in § 3 Satz 1 vorgesehene Änderung des § 41 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745) ist zu Num- 
mer 1 durch die Aufhebung der Unterbringung be- 
dingt. Nummer 2 ist eine redaktionelle Anpassung 
an § 64 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 G 131, wie auch 
Nummer 3 eine solche bedeutet. Durch Satz 2 und 3 
werden auch die dort bezeichneten Überleitungsvor- 
schriften als anwendbar erklärt. 

Die in § 4 vorgesehenen Änderungen des Bundes- 
besoldungsgesetzes passen zu Nummer 1 den bis- 
herigen Endzeitpunkt vom 31. März 1960 dem Zeit- 
punkt der Beendigung der Unterbringung (31. De- 
zember 1960) an. Nummer 2 ergänzt § 42 Äbs. 2 
BBesG durch die Vorschrift, daß § 42 Abs. 1 a. a. O. 
auch in den Fällen der Übernahme nach §§ 71 e bis 
71 g (Artikel I Nummer 45) gilt, wobei an die Stelle 
des Tages der Anstellung der 31. Dezember 1960 
tritt. Durch Nummer 3 wird § 42 Abs. 3 BBesG auf 
die Personen erstreckt, die Rechte nach Kapitel I 
G 131 nicht haben, weil sie die in § 1 Abs. 1 Num- 
mer 1 Buchstabe b G 131 hinsichtlich der Aufgabe 
des Dienstes erforderten Voraussetzungen nicht er- 
füllen, oder deren Dienstverhältnis wegen Nicht- 
erfüllung der Voraussetzungen des § 53 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 1, § 55 als beendet gilt. Nummer 4 
hat redaktionelle Bedeutung; Ubergangsbezüge wer- 
den nicht nur nach § 52 a, sondern seit dem nach 
Verkündung des Bundesbesoldungsgesetzes in Kraft 
getretenen Zweiten Änderungsgesetz vom 11. Sep- 
tember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1275) auch nach 
§ 52 b Abs. 2 G 131 gezahlt. 

In § 5 werden nunmehr entbehrliche Vorschriften 
des Gesetzes zur Einführung von Beamtenrecht des 
Bundes im Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 332) aufgehoben. 

§ 6 trägt für die dort bezeichneten Fälle der Ge- 
währung eines Zuschusses nach §§ 71 e bis 71 g 
(Artikel I Nummer 45) Rechnung, da im Umfange 
des Zuschusses eine Erstattung nach der genannten 
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Verordnung gegenstandslos wird. Entsprechendes 
gilt für Trennungsentschädigungen und das Berufs- 
unteroffizieren gewährte Unterhaltsgeld nach 71 g 
Abs. 2 (Artikel I Nummer 45). 


Zu Artikel IV bis VI 

Artikel IV entspricht den Regelungen, wie sie ähn- 
lich auch in den bisher zu Artikel 131 GG erlasse- 
nen Gesetzen getroffen worden sind. 

Artikel V enthält die Berlin-Klausel, mit der dieses 
Änderungsgesetz auch für das Land Berlin Geltung 
erhalten soll. 

Artikel VI regelt das Inkrafttreten der in diesem 
Änderungsgesetz enthaltenen Vorschriften und re- 
gelt den Beginn von Zahlungen auf Grund der mit 
diesem Gesetz erfolgten Änderungen oder Einfü- 
gungen von Vorschriften entsprechend der im Zwei- 
ten Anderungsgesetz vom 11. September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1275) getroffenen Regelung. Außer- 
dem wird der Bundesminister des Innern zur Be- 
kanntgabe des neuen Wortlautes des Gesetzes 
ermächtigt, wofür bestimmt wird, daß in dieser je- 


weils das Wort „Bundesgebiet(es)" durch die Worte 
„Geltungsbereich(es) dieses Gesetzes", in § 84 je- 
doch durch die Worte „sonstigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes" zu ersetzen ist. 


III. Kosten 

Die durch dieses Änderungsgesetz für den Bund 
entstehenden Mehrkosten werden auf rd. 127 Mil- 
lionen DM jährlich anzunehmen sein und sich für 
Bundesbahn, Bundespost und Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung auf 
insgesamt 3,7 Millionen DM belaufen. Die für die 
sonstigen Dienstherren (§§ 61, 63) entstehenden 
Aufwendungen ließen sich angesichts der Vielzahl 
dieser Dienstherren nur nach sehr umfangreichen 
Ermittlungen feststellen, so daß eine genaue Zah- 
lenangabe nicht möglich ist. Sie sind erheblich ge- 
ringer als die vom Bund zu tragenden Lasten. Die 
Durchführung des Gesetzes erfordert keinen Perso- 
nalmehrbedarf. Es wird im Gegenteil mit der Be- 
endigung der Unterbringung eine Vereinfachung 
der Verwaltung und eine Verringerung des Perso- 
nals erreicht werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen;" | 

i 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit folgt daraus, daß j 
das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse i 
der unter Artikel 131 GG fallenden Personen j 
in der Fassung des mit Zustimmung des Bun- | 
desrates (vgl. BR-Drucksache 364/57 — Beschluß) 
erlassenen Zweiten Änderungsgesetzes vom 
11. September 1957 (BGBl. I S. 1275) formell 
geändert wird. Die Eingangsformel dieses Ge- 
setzes läßt zwar nicht erkennen, daß es sich um 
ein Zustimmungsgesetz handelt. Der Bundesrat 
hat jedoch die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Zweiten Änderungsgesetzes ausdrücklich fest- 
gestellt und dem Gesetz auch zugestimmt. In 
Fällen dieser Art hat der Bundesrat auch sonst 
die Zustimmungsbedürftigkeit der Änderimgs- 
gesetze bejaht. 

2. Zu Artikel I Nr. 5 Buchstabe b (§ 4 b) 

In dem in § 4 b angefügten Satz 5 ist der in 
der Klammer enthaltene Buchstabe b durch den 
Buchstaben c zu ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Berichtigung. 

3. Zu Artikel I Nr. 12 Buchstabe c (§ 35) 

a) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollte geprüft werden, ob § 35 | 
Abs. 3 Satz 3 entbehrlich ist und gestrichen 
werden kann. Im Falle der Streichung wären j 
dann die in Betracht kommenden anderen | 
Stellen des Gesetzes entsprechend anzupas- 
sen, insbesondere wäre § 37 zu ergänzen 
und die Folgerungen bei §§ 53 und 55 zu 
ziehen. Für den Fall, daß § 35 Abs. 3 Satz 3 
nicht gestrichen wird, sollte § 35 Abs. 3 Satz 1 
wegen des Begriffs „Gewahrsam" im Sinne 
des Heimkehrergesetzes und des Häftlings- 
hilfegesctzes ergänzt werden. 

Begründung 

Durch die Neufassung des § 37 b Abs. 1 ; 
und 2 werden die Zeiten einer Kriegsge- ' 
fangenschaft und eines Gewahrsams, die bis j 
zum 1. April 1951 angedauert haben, be- ' 
soldungsrechtlich berücksichtigt. Damit dürf- , 
ten sich die Sondertatbestände des § 35 ; 
Abs. 3 Satz 3 erübrigen, wenn in § 37 d der 
Personenkreis in Anlehnung an § 37 b er- ^ 
weitert wird. Im übrigen müßten Verwei- i 


sungen auf § 35 Abs. 3 Satz 3, die sich an 
mehreren Stellen finden, entsprechend ge- 
ändert werden. 

Da in Absatz 3 Satz 1 der Begriff des Ge- 
wahrsams nicht ausdrücklich erwähnt ist, 
dürfte es sich aus Gründen der Klarstellung 
empfehlen, bereits im Gesetzestext eine der 
bisherigen Praxis entsprechende Gleichstel- 
lung von Gewahrsamszeiten jedenfalls dann 
auszusprechen, wenn § 35 Abs. 3 Satz 3 nicht 
gestrichen wird. 

b) Der in § 35 Abs. 3 Satz 3 angefügte Satz ist 
in zwei Sätzen wie folgt zu fassen: 

„Die nach Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 2 be- 
rücksichtigte Zeit einer Beschäftigung vor 
dem 1. Januar 1961 wird als Dienstzeit im 
Sinne des Besoldungsrechts angerechnet. 
§ 109 des Bundesbeamtengesetzes findet 
keine Anwendung." 

Begründung 

Die vorgesehene Anrechnung der Zeit einer 
unterwertigen Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst nur zur Hälfte als Dienstzeit im Sinne 
des Besoldungsrechts erscheint unvertretbar. 
Dieser Personenkreis ist zur Annahme dieser 
Tätigkeit gemäß § 20 G 131 verpflichtet ge- 
wesen; damit war er versicherungsfrei. Es 
muß ihm ein volles Äquivalent geboten 
werden, damit er eine ungeschmälerte Ge- 
samtaltersversorgung erhält. Die Zeit der 
unterwertigen Beschäftigung ist demnach 
voll bei dem BDA (durch Aufrücken in den 
Dienstaltersstufen) zu berücksichtigen, und 
zwar analog § 35 Abs. 3 Satz 1 betr. ruho- 
gehaltfähige Dienstzeit. Die entstehende 
höhere Versorgungslast wird von den die 
Beamten beschäftigenden Dienstherren ge- 
tragen. Würde dieser Forderung nicht Rech- 
nung getragen, besteht die Gefahr, daß die 
Länder eines Tages mindestens die als An- 
gestellte unterwertig beschäftigten Beamten 
z. Wv. nachversichern müßten. 

§ 109 sollte allgemein keine Anwendung 
finden. Begünstigt würden nur diejenigen 
Beamten z. Wv., die wiederbeschäftigt wur- 
den. Sie alle sollten in die Einjahresfrist 
des § 109 Abs. 1 hineinwachsen, wenn sie 
zwei Jahre lang beschäftigt worden sind. 
Damit würden aber Härtefälle nicht ausge- 
räumt. Nach § 109 BBG sollen kurz vor 
Eintritt in den Ruhestand Gefälligkeitsbe- 
förderungen verhindert werden. Die An- 
wendung des § 109 BBG auf den Stichtag 
8. Mai 1945 ist schädlich. Es besteht kein 
Grund, diese Beförderung bei der Versor- 
gung auszunehmen. Die Anwendung des 


26 



Deutscher Bundestag — 3. 


§ 109 BBG auf den Stichtag 8. Mai 1945 hat I 
zu einer Fülle von Rechtsstreiten geführt. 

4. Zu Artikel I Nr. 16 Buchstabe a {§ 37 b) 

a) Dem Text des Buchstaben a ist folgender 
Satz vorauszusetzen; 

,In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „Macht^' die Worte ,, außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes" eingefügt.' 

Begründung 

Anpassung an § 37 b Abs. 2. I 

b) Im Halbsatz 2 des in § 37 b Abs. 1 neu 
eingefügten Satzes 2 ist das erste Wort 
„Besoldungsordnungen" durch die Worte 
„Besoldungsordnungen des Bundes" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

5. Zu Artikel I Nr. 21 Buchstabe a (§ 42) 

Buchstabe a ist durch folgenden Satz zu er- 
gänzen: 

,In Satz 1 Halbsatz >2 werden die Worte „bis 
zum 31. März 1951 nicht im öffentlichen Dienst" 
durch die Worte „nicht im Dienst des neuen 
Dienstherrn" ersetzt.' 

Begründung 

Der Verteilungsschlüssel sollte so gefaßt wer- 
den, daß der Anteil des Trägers der Versor- 
gungslast nach Kapitel I des Gesetzes sich nach 
den Dienstjahren vor dem 9. Mai 1945 und der 
Anteil des neuen Dienstherrn nach den bei ihm 
abgeleisteten Dienstjahren bestimmt. 

6. Zu Artikel I nach Nr. 25 (§ 52) 

Nach Nr. 25 ist folgende Nr. 25 a einzufügen: 

,25a. In § 52 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
lügt: 

„Die Gewährung eines Zuschusses durch 
den Dienstherrn zu anderweitigen der 
Versorgung dienenden Leistungen (z. B. 
Renten, Unterstützungen) in dem Umfang, 
daß insgesamt eine Versorgung der in 
Satz 2 bezeichneten Art gewährt wurde, 
stellt eine Versorgung nach Satz 1 nur 
dar, wenn der Dienstherr beim Wegfall 
der anderweitigen Leistungen zur Gewäh- 
rung der vollen Versorgung einschließlich 
der entfallenden Leistungen verpflichtet 
war." 

Begründung 

Das Bundesarbeitsgericht hat mehrfach ent- 
schieden, daß eine Versorgung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen auch in solchen Fällen 
vorliege, in denen der Dienstherr lediglich zur 
Gewährung eines Zuschusses zu anderweitigen 
Versorgungsleistungen verpflichtet war. Da in 
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solchen Fällen von einer Versorgung nach bc- 
amtenrechtlichen Grundsätzen nicht gesprochen 
werden kann, erscheint die vorgeschlagene 
Ergänzung des § 52 Abs. 2 erforderlich. 

7. Zu Artikel I Nr. 33 (§ 56) 

Der bisherige Text der Nr. 33 ist als Buch- 
stabe a durch folgenden Buchstaben b zu er- 
gänzen: 

,b) In § 56 Abs. 2 werden die Worte „nach 
Maßgabe der Richtlinien (Absatz 1)" durch 
die Worte „nach Maßgabe von Absatz 1 
Satz 2" ersetzt.' 

Begründung 

Absatz 2 muß nach Änderung des Absatzes 1 
in Übereinstimmung mit dieser Bestimmung 
gebracht werden. 

8. Zu Artikel I Nr. 45 (§ 71 e) 

In dem eingefügten § 71 e Abs. 1 Satz 2 ist nach 
dem Semikolon hinter dem Wort „Übernahme" 
der Klammerzusatz „ (Belassung) " einzufügen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

9. Zu Artikel I Nr. 46 Buchstabe e (§ 72) 

Buchstabe e ist wie folgt zu fassen: 

„e) In Absatz 12 wird Satz 2 gestrichen." 

Begründung 

In Anpassung an die Beseitigung der aus- 
schließlichen Zuständigkeit der obersten Dienst- 
behörden soll auch hier die Delegationsmög- 
lichkeit gegeben werden. 

I 10. Zu Artikel I nach Nr. 47 

! Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 

! ’ fahrens sollte geprüft werden, ob die Geltung 

: der §§ 72 bis 72b (Nachversicherung) für Per- 

sonen, die durch ihr Verhalten während der 
Herrschaft des Nationalsozialismus gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit verstoßen 
haben, sowie für ihre Hinterbliebenen auszu- 
schließen und wie die Versorgung der Hinter- 
bliebenen zu regeln ist. Gegebenenfalls wären 
das Allgemeine Kriegsfolgengesetz in § 99 und 
das Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neure- 
gelungsgesetz in Artikel 6 § 18 einer solchen 
Regelung anzupassen, 

Begründung 

Daß Personen, die gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit verstoßen haben und denen des- 
halb nach § 3 Satz 1 Nr. 3 a alle Rechte aus dem 
Gesetz versagt werden, auf Grund der §§ 72 
bis 72 b eine Sozialversicherungsrente erhalten, 
findet in der Öffentlichkeit mit Recht kein Ver- 
ständnis. Sie sind daher von der Nachversiche- 
rung auszuschließen. Die Grundsätze des all- 
gemeinen Sozialversicherungsrechts werden 
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dadurch nicht berührt, da es sich hier um einen 
Sondertatbestand handelt. Die Voraussetzun- 
gen für den Ausschluß der Nachversicherung 
werden enger gezogen als im § 3 Satz 1 Nr. 3 a 
und die Rechtsfolge nicht auf die Hinterblie- | 
benen ausgedehnt. Dagegen werden durch die ^ 
selbständige Formulierung auch die Personen 
erfaßt, auf die § 3 Satz 1 Nr. 3 a aus formel- 
len Gründen keine Anwendung finden kann. 

In Artikel 6 § 22 Abs. 2 Nr. 4 des FANG hat 
der hier verfolgte Gedanke bereits gesetzgebe- 
rischen Ausdruck gefunden. 

11. Zu Artikel II § 9 

In § 9 sind die Worte „Satz 5 Halbsatz T' und 
in dem Klammerzusatz die Worte „Buch- 
stabe b" zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint notwendig, eine Nachzahlung für 
Zeiträume vor dem 31. August 1957 schlechthin 
auszuschließen. 

12. Zu Artikel II § 18 

a) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollte geprüft werden, ob in Ab- 
satz 1 Zeile 9 und in Absatz 1 Zeile 14 die 
Worte „Abs. 3" durch die Worte „Abs. 2" 
oder „Abs. 2, 3" zu ersetzen sind. 

Begründung 

Auch der in § 4 Abs. 2 angesprochene Tat- 
bestand rechtfertigt seine Einbeziehung in 
die Sonderregelung des § 18. 

b) Der in Absatz 1 dem Artikel II Abs. 10 des 
Zweiten Änderungsgesetzes angefügte 
letzte Satz ist als selbständiger Unterab- 
satz vorzusehen. 

Begründung 

Durch die Änderung soll klargestellt wer- 
den, daß eine Erweiterung des Artikels II 
Abs. 11 des Zweiten Anderungsgesetzes 
nicht beabsichtigt ist. 


13. Zu Artikel VI Abs. 1 Nr. 1 

In Absatz 1 Nr. 1 sind hinter den Worten 
„1. April“ folgende Worte einzufügen: 

„ — in Berlin am 1. Oktober — 

Begründung 
Redaktionelle Berichtigung. 

14. Zu Artikel VI Abs. 1 Nr. 1 und 11 

In Absatz 1 sind in Nr. 1 die Worte „Nr. 29 
Buchstabe a,“ und in Nr. 11 hinter den Wor- 
ten „Nr. 29" die Worte „Buchstaben b, c“ zu 
streichen. 

Begründung 

Artikel I Nr, 29 Buchstabe a betrifft die Auf- 
hebung der Vorschriften über die Unterbrin- 
gung und Anrechenbarkeit der früheren Be- 
rufsunteroffiziere sowie die Anpassung des 
§ 54 an die Änderimgen des § 19. Die Ände- 
rungen können nicht mit Wirkung vom 
1. April 1951, sondern erst mit Wirkung vom 
1. Januar 1961 in Kraft treten. 

15. Zu Artikel VI Abs. 1 Nr. 5 

In Nr. 5 sind die Worte „und 4“ zu streichen* 
die entsprechende Bestimmung ist in Nr. 6 auf- 
zunehmen. 

Begründung 

Die hier angesprodiene Vorschrift (§ 52 b 
Abs. 2) ist erst mit Wirkung ab 1. September 
1957 in das G 131 eingefügt worden. 

16. Zu Artikel VI Abs. 1 Nr. 7 

In Nr. 7 ist hinter den Worten „§ 18 Abs. 1," 
die Zahl „2,“ zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint bedenklich, eine Wahl zwischen 
der Dienstunfallversorgiuig und der Kriegs- 
unfallversorgung rückwirkend für unwiderruf- 
lich zu erklären. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Vorschlägen des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen zu 2., 4 ., 6. bis 9., 11., 
12. b), 13. bis 16. stimmt die Bundesregierung zu. 
Ebenso werden gegen die Empfehlungen zu 3.a), 10, 
und 12.a) keine Bedenken erhoben. 

Im übrigen wird bemerkt: 

Zu 1. 

Das Dritte Änderungsgesetz ist ebensowenig zu- 
stimmungsbedürftig wie das in der Begründung des 
Bundesrates zu 1. angeführte Zweite Änderungsge- 
setz zum Gesetz nach Ärtikel 131 GG, das daher 
auch nicht als Zustimmungsgesetz verkündet worden 
ist. 

Zu 3.b) 

Nach der gegenwärtigen Fassung des Gesetzes wirkt 
sich eine Beschäftigung im öffentlichen Dienst nach 
dem 8. Mai 1945 bei der B(?messung der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge des § 35 G 131 nicht aus. Die 
von der Bundesregierung vorgeschlagene Regelung | 


sieht eine Änrechnung solcher Beschäftigungszeiten 
zur Hälfte vor. Än diesem Vorschlag wird festgehal- 
ten. 

Zu 5. 

Der Änderung kann nicht zugestimmt werden. Sie 
würde bewirken, daß nunmehr alle zwischenzeit- 
lichen Dienstherren nach Maßgabe der bei ihnen ab- 
geleisteten Dienstzeiten selbst zur Beteiligung an 
der Versorgungslast des Bundes (oder sonstigen 
Trägers der Versorgungslast nach Kapitel I G 131) 
herangezogen werden müßten. Die vorgeschlagene 
Änderung stellt das Gegenteil einer Verwaltungs- 
vereinfachung dar, wobei auch zu berücksichtigen 
ist, daß nach der jetzt geltenden Regelung angesichts 
des Herüber- und Hinüberwechselns der Unterbrin- 
gungsteilnehmer bis zur Wiederanstellung im großen 
und ganzen ein Äusgleich hinsichtlich der zwischen- 
zeitlichen Beschäftigungszeiten in der Gesamtheit 
der Dienstherren erfolgt. Es sollte daher bei der 
jetzigen Regelung verbleiben. 
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